
Der Plan der Teilung Palästinas

Dozent Dr. Adolf Schüle, Referent am. Kaiser-Wilhelm-Institut für auslän.
disches öffentliches Recht und Völkerrecht

Das P,alästina-Problem von heute, das Problem der Befriedungde&apos;s
Landes, des Ausgleichs zwischen den beiden Bevölkerungen und der

Gestaltung seiner politischen Form, erhält seine Eigenart und Schwierig-
keit durch die Tatsache, daß es im Schnittpunkt dreier großer politischer
Kraftfelder liegt. Der arabische Nationalismus, das Drängen der Juden
auf Ausbau,ihrer Heimstätte, sowie der Wille Englands, seine Macht-

stellung im Vorderen Asien zu bewahren, stoßen hier hart aufeinander.&quot;

Mit zunehmender Deutlichkeit sind,in den le.tzten&apos;Jahren die gegensätz-
lic.hen Interessenlagen hervorgetreten, hat sich gezeigt, wie verwickelt

die Zusammenhänge -sind und wie weit die Ausstrahlungen reichen, die

von diesem räumlich nur kleinen Unruheherd nach den verschiedensten
Richtungen hin ausgehen. Die Frage des&apos;künftigen Schicksals Palästi-

nas, insbesondere des Mandats und der jüdischen Heimstätte, greift
politisch und rechtlich weit, über den Rahmen der das Mittelmeer.im,
Psten abschließenden Küstenländer hinausu.nd trägt in mancher Hin-

sicht weltpolitische Züge.-

I. Die König.lich.e Untersuchungskommission und ihr Bericht

Nachdem im Frühjahr 1936 erneut schwere Unruhen-ausgebrochen
waren, sah sich die großbritannische Regierung veranlaßt, zu durch-9
greifenden. Maßnahmen auszuholen. Um sich eine zuverlässige Kenntnis

von der Entwicklung und dem Stand der Dinge in Palästina zu verschaf-

fen und damit ihren weiteren Entschließungen eine sichere Grundlage zu

geben, setzte sie im August des Jahres eine Untersuchungskommission
ein i). Sie bestand aus sechs Mitgliedern, den Vorsitz führte Lord Peel,
ein,angesehener konservativer Politiker, der eine Reihe hoher Regi,erungs-
äMter bekleidet und. sich durch seine

-

Mitarbeit an der letzten Indien-
reform. hervorgetan hatte, Im übrigen setzte sich dieKommission ZU7

sammen: aus einem bekannten älteren Diplomaten, einem erfahrenen

KolonialverwaltungSpraktiker, einem Kolonialrechtsspezialisten, einem

I) Vgl. die Ankündigung in der Times vOn&apos; 30. 7. 1936,* S. -8 a, 14 g. Die Royal War-

rants tragen das Datum vom 7- 8. 1936.
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mit den sozialen Fragen vertrauten Arbeitsgerichtsjuristen sowie einem
Kolonialhistoriker. Mögen Persönlichkeit und Fähigkeiten dieser Männer
durch unsere Charakteristik nur unzulänglich wiedergegebn sein -- sic&apos;her
ist, daß es sich um ein. Gremium gehandelt hat, das sachlich qualifiziert
und personell wohl ausgewogen war. Es war eine im ganzen starke
Kommission 2), die mit der schweren Aufgabe betraut wurde, den Weg
für eine politische Neuordnung Palästinas zu bereiten.

Der von der Krone der Kommission erteilte Auftrag lautete folgen-
dermal3en:

to ascertain the, underlying causes of the disturbances which
broke out in Palestine in the Middle of April; to enquire into the manner
in which the Mandate for Palestine is being implemented in relation to
Our obligations as Mandatory towards the Arabs and the Jews respec-
tively; and to ascertain whether, upon a proper construction of the
terms of the Mandate, either the Arabs or the Jews have any legitimate
grievances upon account of the way in which the Mandate has been,. or
is being implemented; and if, the Commission is satisfied that any such
grievances are well founded, to make recommendations for their removal
and for the prevention of their recurrence # 3)
Die Peel-Kommission hat, ihre Untersuchungen in der übliChen,

Weise vorgenommen 4), nur angepaßt an die Besonderheiten ihrer Auf-
gabe. Ihre Mitglieder haben zunächst eingehend das weitschichtige Ma- -

terial zur Palästinafrage studiert. Die Kommission begab sich im No-
vember 1936&quot;: nachdem der arabische Streik zu Ende gekommen und eine

gewisse Beruhigung im Lande eingetreten war, nach Palästina. Dort be-

gann der Hauptteil ihrer Arbeit, die Beweisaufnahme 5). In.einer langen
Reibe von Sitzungen wurden aus den Kreisen der Juden, der Mandats-

verwaltung und der Araber Persönlichkeiten gehört, die
&apos;
sei es nach. ihrer

&apos;Stellung oder ihrem Ansehen; sei es wegen ihrer politischen Rolle oder
aus anderen- Gründen, geeignet erschienen, die Kommission repräsentativ
zu informieren. Diese. Vernehmungen sind, soweit sie öffentlich. waren,

gedruckt worden 6):, durch die wörtliche Wiedergabe von Frage und
Antwort, Rede -und Gegenrede erhält man eine lebendige Vorstellung
.von der Art dieser Ausspruhen. Die Beweisaufnahme wurde nur dadurch

2) Vgl. die Ausführungen von Baldwin im Unterhaus, Commons Debates, 5. Ser-.

Bd.*317, SP- 31. - 2.,Zur vereinzelt wurde die Zusammensetzung der Komi.nission kriti-

siert, etwa von G. T. Garratt, The Political, Quarterly Bd. VII, S. 509.
3) Vgl. den Bericht der Peel-Kommission (Palestine Royal Report, Cmd.

5479 - im folgenden zitiert: Peel-Bericht) S. VI.

4) Für das Folgende Peel-Bericht S.iXff.
für die5) Die erforderlichen Befugn Vorladung von Zeügen, ihreeidliche Verneh-

mung, die Vorlegung amtlicher Dokumente usw. wurde der kommission durch die The
Commissioners&apos;Powers (Conferment of) Ordinance yom g. i 1. 3,6 verliehen, Nr. 71 von 1936.,
Suppl. No i to the Palestine Gazette, 1936, S. 277ff.

6) Palestine Royal Commission, Minutes of Evidence heard at Publi Colg-
nial No 134, London 1937.
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erschwert... daß, &apos;die Araber die Kommission anfangs boykottierten, und.

sich erst nach längerem Zögern entschlossen, vor ihr zu erscheinen. Auch

mußte der&apos;größere Teil der Vernehmungen in nicht-öffentlicher Sitzung
stattfinden, um den Zeugen ein freies Aussagen zu ermöglichen und sie

nicht &apos;zu gefährden.&apos;. Weiter. hatte die Kommission eine Fülle schriftlicher

Darlegungen zu prüfen, die ihr teils erbeten bei den, amtlichen Me-

m.orand&apos;en) 7), teils unerbeten zugingen, Auch machte sie Reisen durch

das Land- und nach dem benachbarten Tranjordanien, kurz, sie&quot;ergriff
jede&apos; um sich ein möglichst eindringendes und abgerundetes
Bild-,von der Entwicklung und Lage in Palästina zu verschaffen. Nach

-

etwa zweimonatlichein Aufenthalt verließ&apos;sie&apos;Mitte Januar 1937 Palä-

stina, und, setzte in London ihre Tätigkeit fort. Hier wurden noch einige
Beamte der Ministerialverwaltung und leitende Männer, gehört, über-

wiegend in nicht-öffentlicher Sitzung, und im übrigen der Berichfaus-
gearbeitet. Er war Ende Juni-fertiggestellt und wurde alsbald&apos;ve-röffent-
licht. In der kurzen Zeit von io-/121 Monaten hat die Kommission ihren
Bericht vorgelegt, der unter die Vergangenheit einen Schlußstrich zieht

und,durch den ein neues Kapitel in der Geschichte Palästinas eröffnet
werden soll 8).

Man erhält einen Begriff, von der Eigenart des PeelSerichts,
wenn man:, sich den -Zeitraum vergegenwärtigt, den er umfaßt, oder, die

7) Die Memoranden der Palästina-Regierung sind veröffentlicht in: Palestine Royal
Commission, Memoranda prepared by the Government of Palestine, Colonial NO 133,
London 1937-

9) Neueste Literatur zur Palästinafrage und zu dem Bericht der Peel-Kommission

R. Goltz,&apos;KainpfumPalästina,Zeitschr.fürGeopolitikXIV- Jg.,&apos;1937, S. 532ff.; G.Wir-,

sing, Hintergründe der Teilung Palästinas, Die Tat 29. Jg., 1937, S. 308.ff -; derselbe&quot; Eng-
läifder, Juden, Araber in Palästina, jena 1938; G. T. Garratt, Palestine BefQre the. Com-

mission, The Political Quarterly Bd. VII, 1936, S. 5o9ff.; Ch. Lumby A Letter frgni
Palestine, Contemporary Review,No 86o, August 1937, S. i52ff.;, N. Bentwich.,und 4. St.

j. B. Philby, The Palestine Problem, ebenda&apos;No 861, September1937, S. 257ff.; H.Tem

perley, The Palestine Report, The Nineteenth Century Bd.&apos;CXXII, 1937, S- I29,ff.
j. C. Wed gwo o d, Palestine:, A Protest, a Prospect, and a Compromise, ebenda Bd. CXXII,

1937, S.&apos;.257ff.; A. Merton, Palestine in November, ebenda Bd_CXXII, 1937, S- 725ff.;
The Palestine R.eport and, After, The, Tound Table No io8, September 1937, S. 740ff-;
Palestine and the Arab World, ebenda No iog, Dezember 1937&quot; S. 31:ff.,&apos; E. M. E. Blyth,
The Palestine Repärt, The Quarterly Review Bd. 269, NO 534, Oktaber 1937, S- 341ff-;
P. Crabites, Partition of Palestine, Current History September 19,37, S. 36ff.; H. Fon-

tanier,LepartagedelaPalestine&quot;Correspondanced&apos;Orient30. Jg-,NO.476,August 1937,
S- 346ff .; Earl Peel, The Report of the, Palestine Commission, International Affairs

Vol- XVI,% 1937, S- 761ff.; P. Olberg, De arabiska politiska partierria i Palestina, Stats-

vetenskaplig Tidskrift för Politik, St Ekonomi 1937,&apos;S. 255ff-; H. Beeley, The

A. j. Toyabee, Sur-Administration of the British Mandate for Palestine, 1935-1936, in.

vey of&apos;International Affairs, 1-936, S- 702ff.; j. M. Machover, jewish Stäte and Ghetto,

London 1937; H, Sidebotham, Great Britain and Palestine, London 1937, F, K. Wiebe,
Die Balfour-Deklaration im Lichte der Propaganda, Zeitschr.. f. PolitikXXVIII. Bd.,

S.5off.; R.Storrs, Orientations&apos;, London 1937, S.396ff. (454ff.).-

Schüle
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Fülle der Gesichtspunkte, von denen aus das Palästina-Problem behan-
delt wird. Gewiß liegt es in der Geschichte dieses. Landes begründet, daß

-sehr weit zurückgegangen werden muß, soll sie in ihrem wechselvollen

Ablauf -und ihren ganzen Verquickungen auf ezeigt werden, aber es

dürfte in unserer eilenden Zeit doch ein Unikum sein, daß ein amtlicher
Bericht zu. einer aktuellen Frage seine, Darstellung mit dem 2. Jahrtau-
send vor ChristUs beginnt. Sie endet im Jahre 1937, und.es sind darin
alle Faktoren berücksichtigt, die in Geschichte und Gegenwart das Schick-
sal Palästinas gestaltet haben. Die Untersuchung befaßt sich &apos;mit den

politischen Kräften wie,mit den rechtlichen Fragen, mit den wirtschaft-

lichen wie mit den finanziellen Verhältnissen; innere Entwicklung und

EinflüsSe von außen, Religion und Rasse, Stadt.und Land, Einwanderung
,und Bevölkerungsvermebrung, öffentliche Sicherheit,. Gesundheitswesen,
Erziehung usw. - das sind nur Beispiele&apos;für die Vielfältigkeit der The-

men, die in dem Bericht vorkommen. Und er mutet fast wie eine wissen-

schaftliche Arbeit an. Statistiken, Karten, Diagramme veranschaulichen
,die, Ausführungen, Gründe und Gegengründe werden erörtertl mit aller

Deutlichkeit tritt das Bestreben der Kommission, hervor, in jeder Hin-

si exakte sachliche Unterlagen für ihre Empfehlungen zu liefern.

II. Der Plan der Teilung, Palästinas

Aus .weichen Grühden sich die Peel-Kommission zu dem Teilungs-&apos;
plan entschlossen hat,&gt; geht am besten aus dem Kapitel hervor, wel-
,ches den letzten Teil ihres Berichts einleitet.&apos;Dieser Teil trägt die Vie17
sagende Uberschrift Die Möglichkeit einer. dauerhaften Lösung. In dem

Kapitel wird die eingetretene Lage zusammengefaßt. und durch folgende
drei Thesen charakterisiert: i. Das Unternehmen, Palästina durch das

bisherige Mandat zu regieren, ist, fehlgeschlagen; 2, die. Entwicklung ist

festgefahren; 3. bei der Zwangsläufigkeit aller Umstände kann nur von

einer Teilung des Landes für die Zukunft etwas erhofft, werden.
-

Es sei, so wird hier ausgeführt 9), innerhalb der engen Grenzen
eines kleinen Landes ein nicht, zu vermeidender Konflikt zwischen zwei
nationalen Gruppen ausgebrochen. Eine* Million Araber befänden sich
mit 406000 Juden in einem mehr oder minder offenen Kampf. Z-wischen
ihnen gäbe es keine gemeinsame Basis, eine politische Assimilierung sei

ausgeschlossen. Die konfliktsbildenden Faktoren seien von Anfang. an
dagewesen, die Bestimniungen&apos;des Mandats hätten noch dazu bei-

getragen, sie zu verstärken. Der Konflikt- se.i im Lauf der Jahre zuneh-
mend heftiger geworden.&quot;In seinem Kern sei er politischer Natur obwohl
die Araber auch fürchteten, den Juden wirtschaftlich zu unterliegen. Die
Situation werde noch erschwert durch die Unsicherheit über die Zu-&apos;

9), Wir folgen dem Peel-Berich S. 370:fft
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kunft. Die Außeneinflüsse ,spielten fortgesetzt nach Palästina herein,
d. h. -die Tatsache_ daß von den arabischen Ländern eine Reihe ihre

Selbständigkeit erlangt hätten, andere auf dem Wege dazu seien, ver-

stärke das - Streben &apos;der palästinensischen Araber, ebenfalls frei zu wer-

den. Auf der anderen Seite wer&apos;de vermutlich das Los der Juden in Europa
in der nächsten Zeit nicht leichter werden, sodaß mit einem Anhalten
des. Einwanderungsdrucks, gerechnet werden, müsse. Aus - allen diesen
Gründen werde sich die Lage in Palästina, so schlecht sie schon jetzt sei,
weiterhin verschlechtern. Der Kampf werde seinen Fortgang nehmen,
die Kluft zwischen Arabern und Juden größer werden. Zu einer Politik

y
rigoroser Unterdrückung; durch welche vielleicht geordnete Verhält-

nisse wiederhergestellt werden könnten, lo) könne sich die Kommission

nicht entschließen.. Sie widerspreche den Pflichten der britischen Re-

gierung als Mandatar, zudem sei sie rein negativ, und ihr Ende nicht zu

übersehen. Was die seinerzeit.den Arabern-bzw. den Juden gemachten
I Versprechungen angehe, so hätten sie seither nicht. an Gewicht verloren,

nur habe sich herausgestellt, daß- sie in Wirklichkeit nicht niitein-
ander vereinbar seien; es sei nicht möglich, sowohl den Arabern politische
Selbständigkeit zu gewähren, als auch den Juden ihre Heimstätte zu

sichern. Dies sei um so bedauerlicher&quot; als die Engländer ihrem Gefühl

nach wie auch aus realpolitischen Gründen-) Wert darauf legten, mit

beiden Seiten in freundschaftlichen Beziehungen zu bleiben. Den-,gegen-
wärtigen Zustand in Palästina beizubehalten, könne&apos;ernstlich nicht ins

de;enszeite4 fortAuge gefaßt werden. Abgesehen- davon, daß dies in Frie

dauernde Unruhe und eine Gefahrenquelle im Fall eines Krieges darstellen
würde, leide dadurch das englische Prestige. Das Palästina-Problem sei

nicht dadurch zu lösen, daß entweder den-Arabern oder den Juden,
alles gegeben werd6 was sie forderten. Auf die Frag n beiden&apos;

I ge, wer vo

Parteien Palästina am Ende regieren werde,&apos;könne es nur Ieine Antwort

geben, nämlich die: weder die eine, noch die andere..
Diese Gedankengange zeigen, wie die Kommission von ihren. Prä-

missen aus mit unausweichlicher Konsequenz zu ihrem Plan gedrängt
wurde, Selbst auf die Gefahr hin, damit ihren AufgabenkreiS zu über-

schreiten. Am Ende,ihrer Erwägungen konnte nur die Teilung stehen.

Das in seiner .bisherigen&apos;F zu lassen, hatte, Sie ab-,

gelehnt. Es zu ändern, hätte entweder keinen Sinn&apos;gehabt, denn durch

leichtere Retouchen können die Ursachen des jüdisch-araMschen Gegen-
I

satzes nicht behoben werden, und wenn sie eine tiefergreifende Umgestal-
tung des Mandats vorgeschlagen hätte, sowäre das ohne Antastung
des Prinzips der Sicherung der jüdischen Heimstätte abgegangen. Der

I

I

Gedanke, daß Großbritannien das Mandat zugunsten eines anderen Man-

10) Lehrreich H. j..Simson, British Rule, and Rebellion, 1937-

1) British interest coincides with British sentiment ; Peel-Bericht S. 374-
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datars aufgeben solle, wird in dem Peel-Bericht kurz berührt 2), wie er

auch in den Verhandlungen vor der Kommission vereinzelt aufgetaucht,
ist 13). Er wurde aber, a limine verworfen. Das englische Volk.- sich

nicht damit einverstanden erklären, es schrecke keineswegs davor zurück,
die Bürde eines,Mandatars für Palästina weiter zu tragen, und es würde
das auch angesichts der- verschiedenen Versprechungen wider Treu- und
Glauben. verstoßen. Dann folgen, kurz darauf die beiden apodiktischen
Sätze Wir sind verantwortlich für die Wohlfahrt des Landes,. Seine.Re-
gierung ist in unseren Händen

-. .. Bei nüchterner Interpretation, wird
hieraus zu. entnehmen sein, daß es für England&apos;keinesfalls in Frage
kommt, seine Position in Palästina zu&apos;verlassen..

Mit einem anderen.Plan mußte sich die Kommission etwas naher aus-

einandersetzen. Es war öfter angeregt worden und ist Gegenstand viel-
facher Erörterungen gewesen, Pä 1 ä s t i n a,. wie, man sagte, zu. k an toni-

s le r en . Nach dieser Idee soll dasMandat als solches bestehen bleiben,
das, Land jedoch in Kantone aufgegliedert werden.. Dafür boten. die

Schweiz oder andere bündische Staaten das Vorbild. Es soll ein jüdischer
und ein arabischer Unterbezirk nach der.Art eines Kanton.s oder einer

Provinz gebildet werden, daneben könnten unter Umständen gewisse
Teile, sei es, ihrer gemischten Bevölkerung wegen oder aus anderen Grün-,

den, unmittelbares Mandatsland werden. Die Kantone würden glied-
-

staatliche Regierungen mit weitreichender Autonomie erhalten, es würde,

eine Aufteilung der Hoheitsbefugnisse zwischen Mandatsregierung und,,
Kantonalregierungen stattfinden - kurz, das Palästina-Mandat würde

,die Gestalt eines kleinen, bündisch organisierten Staatswesens mit im

wesentlichen zwei Gliedstaaten annehmen. Ohne auf die Einzelheiten ein-

zugehen, hat sich die Kommis ion auch mit diesem Plan nicht befreunden
können. Sie hält es zunächst ganz allgemein für schwierig, eine -gute bün-

dische Verfassung zu entwerfen;,schwierig sei. dabei vor allem die Ab-

grenzung der.Kompetenzen zwischen&apos;Mandats- und Gliedstaatsgewalt,
weiterhin der Finanzausgleich. Die, Sorge für die.Aufrechterhaltung der-

öffentlichen Sicherheit müsse größerenteils, der Mandatsregierung über-

tragen werden, was für die Kantonalregierungen eine empfindliche Ein7

buße bedeute. Andererseits müsse die höchst wichtige Festsetzung der
jüdischen Einwanderungsziffer doch wohl.der Jüdischen Kantonalregie7
rung überlassen werden, was wiederum für die,Mandatsregierung kaum
tragbar sei -und bei den Arabern schwerste Besorgnisse auslösen werde.

Auch würden sichl die Araber niemals mit einer solchen teilweisen Selb-7
ständigkeitim,Rahmen eines größeren, Ganzen zufrieden geben, sie er-

S- 370, 373.f.
13) Minutes of Evidence, etwa Qu. 5648f., 5672-5676. - An anderer Stelle ist ge-

sagt, daß in einem solchen Fall von jüdischer Seite aus allein die Vereinigten Staaten als.

neuer gan. in Betracht kommen könnten.
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strebten, nicht lokale Autonomie, sondern nationale Unabhängigkeit 14).
In summa, bringe eine Kantonisierung die meisten, wenn nicht alle die

Schwierigkeiten mit sich, welche auch die Teilung-aufw,eise - ohne deren

Ha&apos;uptvorteilezubesit.zen:,dieAussichtau.f.schließlicheBefriedungzwi-
schen den sich bekämpfenden Gruppen.

Der Plan der Peel-Kommission steht mit dem erwähnten,Kan-

tonisierungsplan sachlich insofern in Beziehung, als,er dessen, Grund-
edanken weiter&apos;entwickelt bis zum Ende, bis zur Auflösung des poli-9

tischen Gesamtgefüges Palästinas.&apos; Die,Kommission schlägt vor:i5), das
&apos;

gegenwärtige Mandatsregime als Ganzes zu beseitigen und, Palästina in

drei nicht miteinander, verbundene Teile aufzuspalten. Zwei von diesen 111

Teilen sollen souveräne Staaten mit eigener Völkerrechtspersönlichkeit
-arabischer Staat geschaffen werden,werden,- es soll ein jüdischerund ein,

und der letztere sich zusammensetzen aus dem nicht dem jüdischen Staat

zuzuschlagenden Gebiet (soweit es nicht unter das Restmandat fällt)
und dem heutigen Tränsjordanien, die miteinander vereinigt &apos;würden.
Die außenpolitische Position -der beiden neuen Staaten soll nach dem

Vorbild Iraks und Syriensgestaket, d. h. durch vertragliche Bindungen
an die bisherige Mandatarmacht festgelegt werden. Entsprechend dem

Vertragssystem zwischen dem Irak und der britischen Krone sowie zwi-

sche4 Syrien .-tind Frankreich 16) ist der Abschluß von Bündnisverträgen
und- ergänzenden Militärkonventionen mit Großbritannien vorgesehen,
wobei die ersteren u. a. Mindeiheitenschutzgarantien enthalten, und im

übrigen alle Fragen regeln sollen, die sich aus der. insoweit eintreten-

den Beendigung des Palästina-Mandats ergeben Großbritannien würde
sich bereit erklären,&apos; etwaige Gesuche seitens des jüdischen bzw. des

arabischen Staates um Aufnahme in deü Völkerbund nach Kräften zu

unters-tützen. - Der der heiligen Stätten erfordert nach An-

sicht der Kommission die Errichtung eines Sonderreginies für einen dritten
kleinen Teil des Landes. Eine Enklave, jerusalem und Bethlehem im

Osten umfassend und als nierenförmiger Korridor sich westwärts bis

nach Jaffa an das Me.er ziehend, soll weder unter jüdische, noch unter

-arabische Herrschaft kommen, sondern aus der Teilungsmasse heraus-

gelöst werden und unter britischem Mandat bleiben 17). Juden und

Araber würden bezüglich dieses Gebiets sowie innerhalb desselben Glei&amp;

berechtigung genießen, sie würden freien Zugang,und freie Durchfahrt,,

&apos;4) Von jüdischer Seite wird der Kantonisierungsplan ebenfalls abgelehnt, vgl. Ma-
a. a. 0. passim, ferner Minutes of Evidence, Qu- 5648; erverstoße auch gegen die

Bestimmungen des Palästina-Mandats, insbesondere gegen dessen Art. 25; ebenda Qu.
4404f

15) Vgl. das XXII. Kapitel des Peel-Berichts.

z6) Vgl. die Darstellung und Nachweise bei J.-D. Bloch, diese Ztschr. Bd.VII, -

S- 74ff-
&apos;17) Über die hierdurch aufgeworfenen Rechtsfragen siehe unten Abschnitt 111 3-
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bekommen, doch werde es nicht im Sinne der Balfour-Erklärung den
Juden besonders&apos;vorbehalten. Ebenso befürwortet die Kommission, die
weiter nördlich (fern dem Korridor)&apos;liegende Stadt Nazareth sowie, den
See Genezareth ebenso *unter britischem Mandat zu belassen. - -

Der Peel-Be wurde am 8. Juli 1937 derOffentlichkeit bekannt
gegeben, nachdem schon zuvor Mitteilungen über seinen mutmaßlichen
Inhalt durchgesickert waren. Um keine weitere Ungewißheit und Be-

unruhigung aufkommen zu lassen und um Vor allem dem Teilungs-
plan sogleich das nötige Gewicht, zu verleihen, erließ die großbritannische
Regierung mit der Veröffen*tlichung des Berichts ein. Statement of

Policy 8),. In diesem erklärte sie ihre grundsätzliche Übereinstimmung
,mit den Erwägungen und Entschließungen der Kommission. Ihrer Mei-

nung&apos;nach stelle der von der Kommission vorgezeichnete Plan die&apos;beste
und hoffnungvollste Lösung der festgefahrenen Lage in Palästina dar.
Als Mahnung und Drohung mußte es aufgefaßt werden, wenn sie weiter-
hin unmißverständlich ihre Absicht kund tat&quot; die Ruhe -und Ordnung im.
Lande aufrechtzuerhalten, und sei es unter Einsetzung militärischer
Machtmittel. Auch würde vorläufig jeglicher Grundbesitzwechsel unter-
bunden und die jüdische Einwanderung relativ nieder gehalten werden.
Die Regierung ließ die Hoffnung durchblicken, es möchten sich möglichst
weite Kreise mit den Vorschlägen befreunden, und sie versäumte- nicht,
noch einmal alle die Vorteile aufzuzählen, die. der Plan, wenn er verwirk-
licht sei, beiden Parteien bringe.

Es konnte kaum erwartet werden, daß der Teilungsplan, welcher

Juden und Arabern von ihrem Standpunkt aus schwere Opfer auferlegt,
von diesen verständnisvoll oder freundlich aufgenommen werde. Zwar

,blieb im Lande zunächst alles ruhig, und es trat sogar eine leichte Ent-

spannung ein, die nach der langen, Zeit des Wartens auf die Entscheidung
verständlich war. Dann aber zeigte sich mit schnell wachsender Deut-
lichkeit, daß der Plan der Peel-Kommission in den maßgebÜchen Kreisen
voll und ganz abgelehnt wurde. Naturgemäß war. seine Beurteilung, zu-

mal in den Einzeldingen, nicht überall einheitlich, und die Opposition
äußerte sich.auch bei Arabern und Juden in verschiedener Stärke. Bei
den ersteren war sie von Anfang an heftig und radikalisierte sich mit

jedem weiteren Tag, während die letzteren sich etwas mehr zurück-
-hielten, weil ein Zionistischer Kongreß bevorstand. Bei einer Bewertung
dieser Reaktionen darf allerdings nicht übersehen werden, daß die äußeren

Verlautbarungen mit den wirklichen Meinungen nicht immer überein-
zustiMmen brauchten, weil sich jede Partei taktisch eine möglichst gute
Position sichern wollte. Das intransigente Nein ließ besser als eine ge-

z8) Statement of Policy by His Majesty&apos;s Government in the United King&apos;-
dom, Cmd 5513-
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neigte Stellungnahme die Möglichkeitoffen, sich davon etwas abhandeln

zu lassen.
Auf arabischer Seite fiel das Stichwori,durch den Mufti von

jerusalem, der als der einflußreichste&apos;Araber in Palästina bezeichnet
wird&apos;,9). Alshervorragender kirchlicher Würdenträger., als Präsident des
Obersten Muselmanischen Rates, der offiziellen Vertretung der Araber 2o)
sowie als führender Politiker im Arabischen Hohen Komitee 2,), zu dem

sich die Parteien zusammepgeschlQss.en.haben, genießt dieser Mann ein

Ansehen und eine Machtfülle, die es ihm erlauben, praktisch allein die

Politik der palästinensischen Araber zu bestimmen, und zwar so, daß
ihm niemand offen entgegenzutreten wagt. Durch das Hohe Komitee

ließ, vorläufig, dann ausführlicher seine unbedingte Gegner-
schaft gegen den Teilungsplan verkünden zz), es w le eine entsprechendeurc

Propaganda mit Hilfe der örtlichen Ausschüsse des Komitees veran-

staltet, auch wurden die Herrscher außerhalb Palästinas -um Unterstüt-

zung ersucht.&apos;Die Nasliashibi-Partei, die sich von dem Arabischen Hohen,

Komitee getrennt hat und von der manche ein etwas konzilianteres Ein-

gehen erwartet hatten, nahm diegleiche negative Haltung ein 23). Ebenso
protestierte eine Versammlung der christlichen Araber 7,4). Kurz, die ge-.
samten Araber Palästinas, welcher Religion, sozialen Schicht oder poli
tischen Richtung sie angehörten, traten, dem englischen Vorschlag fein&amp;

lich gegenüber, und ein religiöser Appell an die gesamte muselmanische,

Welt rief dazu auf, sich, ihrem Abwehrkampf anzuschließen 25).
Während dieser Wochen hat sich,wiederum gezeigt, wie sehr die

Lage,und die Entwicklung in Palästina von auswärtigen politischen Fak-

toreii, insbesondere von den arabischen Fürsten beeinflußt wird.- Diese

hatten in letzter Zeit zweimal. bei wichtigen, Anlässen förmlich inter-

venie,rt, u. a. auf ihre Einwirkung hin w im Oktober 1936 der, General-
streik. abgebrochen worden und hatter später die Araber herbei-,
gelassen, von ihrem Boykott gegen die Peel-Kommission Abstand zu

nehmen 26). Nach dem Bekanntwerden des Berichts hat sich das-Arabische
Hohe Komitee erneut an sie gewandt. Ihre Stellungnahme zu dem* Tei-

lungsplan war übereinstimmend ablehnend, aber die Antworten Wiesen

19) Peel-Bericht S. i

20) Über den Supreme Moslem Couneil vgl. Peel-Bericht S. I74ff-
Über das Arab Higher.Commitee, vgl. Peel-Bericht S. 96ff., 132, i76.

22) Vgl. Times vom 16- 7- 1937, S. 15 Sp. a und vom 26. Juli 1937, S. 12 Sp. g. Das

an letzterer Stelle wiedergegebene Memorandum dürfte identisch sein mit der Petition

des Hohen Arabischen Komitees an den Völkerbund Vom 23 - 7. 1937: -

Document C. P. M.

1922.

23) Vgl. Times vom 12. 7-,1937, S- 12 SP- e, vom 16. 7- 1937, S. 15 Sp. a sowie die

Petition dieser Partei an den Völkerbund von&apos; 2-1. 7. 1:937: DOcument C- P. M. 1923-

24) Times vom 21. Juli 1937, S- 13 SP- d.

:z5) Correspondance d&apos;Orient, 30. Jg., August 1937, S. 359f-
z6) Peel-Bericht&apos;S. ioi ff.; auch oben S. 472.
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doch, vor allem in ihrem Ton,. erhebliche Unterschiede auf, die gewisse,
Rückschlüsse zulassen auf das Verhältnisder einzelnen Staaten zu Groß-
britannien., Am schwächsten ließ sich der unter britischer Vormundsciiaft
stehende Emir Abdullah von Transjordanien vernehmen, was ihm den
der Sache nach nicht unbegründeten Vorwurf, er sei von den Englän-
dern gekauftund außerdem schwere Drohungen eintrug 27). Im Gegen-
,satz hierzu führte der mit seiner früheren. Mandatarsmacht verbündete
Irak die stärkste Sprache. König Ghazi und noch mehr sein Premier-
minister gaben ihrem Mißfallen äußerst deutlichen Ausdruck und sandten
auch ein Protestschreiben an den Völker z8). Merkwürdigerweise hat,
sich Ibn Saud, der mächtige Beherrscher Saudisch-Arabiens, nur zu einer

etwas lauen Antwort entschließen können z9)1 sehr zum Leidwesen der

Araber, wogegen die Engländer dies freundlicher quittierten. Aus Syrien
schließlich kamen, ebenfalls, eher gemäßigte Stimmen,., was lauf die Ein&apos;-

wirkung Frankreichs zurückzuführen ist, das der englischen Tolitik in

Vorderarabien keine Schwierigkeiten machen w.ill.30).
Aufjüdischer.SeitewardieReaktionaufdenTeilungsplanetwas

anders 31).. Während die gesamte Araberschaft Palästinas nach außen hin
eine ebenso sehr auf natioÜaler Disziplin wie auf persönlicher Furcht be-

ruhende geschlossene Front bildete und kelnen-Zweifel an ihrer korn-
promißlosen Gegnerschaft aufkom.men ließ, gab es in den Kreisen in
besondere.,der palästinensischen Juden immerhin auch Kräfte, die

einem Verhandeln auf der Basis des Peel-Berichts das Wort redeten&apos;.:Es
fehlte nicht ganz an der Einsicht in diegroßen Schwierigkeiten, denen die

Mandatarsmacht ausgesetzt ist, es lockte die Aussicht auf Erhaltung der

bedrohten Heimstätte, wenngleich auf verkleinertem Gebiet, soWie auf

Erlangung staatlicher&apos; Form und Selbständigkeit, wogegen allerdings
auch wieder erhebliche Passivposten standen, wie etwa die vom jüdi-
schen Standpunkt aus nicht erträgliche Tatsache, daß Jerusalein außer-,
halb des zu schaffenden jüdischen Staates bleiben sollte. Insofern,war

27) Siehe Times vom 12. 7. 1937, S. 12 Sp. e und vom 16. 7. 1937, S. 15 Sp. a. Zur

Kritik gegenüber dem Emir vgl. den zuvor Note 25 zit. Appell, und über die Drohungen,
ihn aus der Gemeinschaft der Gläubigen auszustoßen, Times vom 16- 7- 1937, S- 1,5 Sp. b.

Times vom 12. 7. 1937, S. 12 Sp. e und vom 15- 7- 1937, S- 14 Sp. f. Die britische.

Regierung hat aber alsbald Gegenvorstellungen erhoben, 326 H. C. Deb. 5. s., Sp.-2252. -
Für den Protest des Irak an den Völkerbund s. S. d. N. Journ. Off 18 e Ann6e, No.8-9,
S. 66of., und für dessen Behandlung in der- Mandatskommission s. C. P. M.,Proc. Verb.

3ge Sess. (extraord.), S. 86, goff., 102, 140, 181, i86,f.

29) Times vom 15. 7- 1937, S- 14 SP- f-

30) Times VOM 22. 7. 1937, S. 14 Sp. b. - Auch die ägyptische Regierung setzte

sich für die Sache der Araber ein, vgl.. etwa die Erklärung ihres,Premierministers.im Senat,

Timesvom&apos;3.7.-1937,S.&apos;3Sp.gsowiedieRededesägyptischenAußenministersimPle-
num der Völkerbundsversammlung am 18. g. 1937, S. d. N. Journ Off Suppl. Sp6cial
No 1.69, S. 5--f.

3,) Times vom 7. 7. 1937, S. 16 SP- c, vom 9. 7, S. 16 Ap. c, vom i,2.7.
34*
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eine gewisse Teilung der Meinungen vorhanden, was z. B. in den De-

batten des einflußreichen Rates des jüdischen Arbeiterverbandes deutlich

hervortrat. Bei der Mehrheit der palästinensischen&apos;Jüden und vor allem in

den breiten Massen stieß der Plan&apos;indessen auf ausgesprochene Ableh-

nung. Im übrigen darf hier das- politische Stimmungsbild nach dem Er-

scheinen des Berichts anders als bei den Arabern nur, als vorläufig be-

trachtet werden. Die jüdische Politik in bezug auf die Heimstätte wird

nicht im Lande selbst und von den dortigen Organen der Jüdischeii Ver-

tretung bestimmt, sondern letztlich von dem Ziogistischen- Kongreß. Von

dessen Entscheidung-hing es ab,&apos;wäs die Juden zu dem Teilungsplan zu

sagen&apos;hatten 3z).
Was endlich die englische,öffentliche Meinung betrifft, so hat

sie die Vorschläge der Peel-Kommissionlim allgemeinen nicht&apos;ungunstig
aufgenommen. Die gegenwärtig amtierende Nationale Regierungbe-,
sitzt im Volk sowie in den politisch maßgebenden Kreisen eine. große
Anhängerschaft, und ihr- schnelles, überzeugtesEintreten, für den Tei-

lungsplän hat seinen Eindruck nicht verfehlt. Auch liegt eine mittlere

Lösung, wie ISie beabsichtigt &apos;ist, dem politischen Sinn der Engländer
immer besser als eine einseitige. Sicherlich wurde der Prestigeverlust, -den

England durch das eingestandene, S.cheitern&apos;seiner Palästina-Politik auf

sich nehmen mußte, als schmerzlich empfunden, aber bei, nüchterner

Uberlegung stellten sich im ganzen doch mehr Vorteile heraus, als es zu-

nächst den Anschein hatte. Wird der Teilungsplan durChgeführtl so wird

England von einer äußerst schwierigen, seine Orient- und Mittelmeer-,

politik belastenden Aufgabe entbunden und dennoch&apos;im Besitz. der-,

jeiiigen&apos;Positionen bleiben, deren es in diesem Raum bedarf. Soweit der

Plan. gebilligt wurde, geschah es allerdings nicht mit besonderem, Enth-u-.

siasmus, wie sich ja auch die Peel-Kommission zu ihm nur widerstrebend

durchgerungen hat. Sie habe einen Rat der Verzweiflung gegeben, wurde
ihr vorgeworfen, -daher hat er auch zum Teil lebhafte Enttäuschung her-

vorgerufen, viele Bedenken wurden laut, es fehlte nicht an heftiger Kritik
&lt; und völliger- Verwerfung, Von einer so gut wie einmütigen positiven Stel-

lungnahme der Öffentlichkeit kann daher kaum gesprochen werden 33-).

III.&apos; Rechtsfragen um den Teilungsplan
Es sind naturgemäß in erster Linie mandatsrechtliche Fragen,

die bei einer Betrachtung der rechtlichen Seite des Teilungsplanes auf-

tauchen.&apos;Sie treten ohne weiteres hervor, wenn man sich die- verschie-

31,) Für die vorläufige Stellungnahme der Zionistischen Organisation vgl. die Petition

ihres Präsidenten,an den-Yölkerbünd vom 18. 7. 1937 (Docuinent C., P. X. ig-2o). - Siehe

auch unten IV, S,&apos;493 L
33) Anders Tinies vom 16. 7.1937; S. 17 Sp. c. - Vgl. hierüber auch die oben Note 8 -

zitierte Literatur.
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denen Vorgänge vergegenwärtigt,- die. sich teils miteinander, teils nach
einander abspielen würden, falls der, Plan verwirklicht wird. Es würde
nämlich stattenden: erstens -eine Teilung von Mandatsgebiet, zweitens
eine Entlassung der größten. Teile desselben aus dem Mandatsverhältnis
mit nachfolgender Aufnahme der entstandenen Staaten in den Völker-
bund, und _drittens eine Mandatsänderung&quot; in bezug auf den übrig
bleibenden gorridor, der unter britischem Mandat bleiben soll.

i. Ob es zulässig ist, Mandatsgebiet zu teilen, ist eine Frage,
die von der Änderung desMandats unterschieden werden muß. Es kann

-. prinzipiell nicht gleichgültig sein, ob die unter Mandat stehenden Ge-.
biete - um nur die Extreme zunennen - etwa par.zelliert oder, soweit
sie benachbart sind, miteinander. verschmolzen -werden. Einmal des,

wegen nicht, weil die Mandatseinricht&apos;ung einernbestimmten Zweck dient,
der Heranbildung zurückgebliebener, Völkerschaften unter der Obhut des

Mandatars bis zur, Erlangung der Fähigkeit,. sich selbst zu leiten, und

zum anderen, weil das Mandatsgebiet diesem Zweck entsprechend einen

singulären Status besitzt. Es bildet bekanntlich eine besondere völker-

rechtliche Territorialeinheit 34). Der Mandatar darf es nicht. mit seinem

Staatsgebiet vereinigen, er darf nicht eigenmächtig darüber verfügen, es

I

nicht belasten, keine Grenzveränderungen vornehmen usw. Er hat fürl
seinen Schutz gegenüber anderen Staaten einzustehen 35). Daraus ergibt,
sich, daß das Mandatsgebiet zwar keine unbedingte Garantie genießt,
aber doch in seinem Bestand grundsätzlich erhalten bleiben soll.. Dies

gilt sicherlich für den Mandatar, Da England die Teilung Palästinas, wie

es notwendig ist, mit Zustimmung des Völkerbundsrats durc4führen
will, erhebt sich die Frage, inwieweit dieser befugt ist, Gebietsverände

rungen -so tiefgreifender Art, wie eine Aufteilung sie mit sich bringt, zu

sanktionieren.

Maßgebend für die Beantwortung dieser Frage sind vor allem die

Bestimmungen des Art. 22 der Völkerbundssatzung, an die auch der Rat
I gebund-en ist, es sei denn, daß sie nach Art.:26 abgeändert werden. Die

Kompetenz des Rates in bezug auf Gebietsveränderungen von Mandaten

ist durch die Satzung explizite nicht eingeschränkt. Andererseits kann
der Wortlaut des Art. 22 nicht allein entscheidend sein. Es müssen auch

die allgemeinen mandatsrechtlichen Grundsätze beachtet werden. Der

wichtigste dieser Grundsätze gipfelt in dem Gebot, nichts zuzulassen,
was das Hauptziel der Mandatsverwaltung gefährden oder vereiteln
könnte. Danach wären Gebietsverähderungen, etwa der Gebietsaus-

34) Statt vieler von,Gretschaninow, Closer Union(i und, Closer Co-Operation
in Ostafrika, diese Zeitschr. Bd. IV, S. 513, mit weiteren Nachweisen; ferner etwa Stoya-
n o:w s ky, The&apos; Mandate for Palestine, 1928, S. 2 02, und Qu. Wrght, Mandates under

the League of Nations, 1930,&apos; S- 441-

1

35) Für Palästina siehe Artikel 5 seines Mandats.
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tausch oder die völkerrechtliche Teilung von Mandatsgebiet, welche

hiergegen verstoßen, auch mit Zustimmung des Rates unzulässig,. z. B.

wenn sie lediglich aus eigennützigen wirtschaftlichen Beweggründen der

Mandatare vorgenommen werden sollten.

Untersucht man die bisherige Mandatspraxis, so sind es&apos;im

wesentlichen drei Fälle, die Möglicherweise eine Parallele abgeben können:
Transjordanien, Ruanda-Urundi und Alexandrette, die indessen je wie-

der verschiedenliegen. Was den ersten anbetrifft, so ist davon auszugehen,
daß das Palästina-Mandat sich auch auf das östlich.des Jordans ge-

legene sog. Transjordanien erstreckt. Dieses -Gebiet erhielt in Ausführung
von Art.,25 des Palästina-Mandats von Anfang an ein von dem engeren,
Palästina stark abweichendes Sonderregime, welches durch den britisch-

tranVertrag vom 2o. Februar 1928,36) in Richtung auf

größere Selbständigkeit weiter entwickelt wurde. Transjordanien ge
nießt seither eine Position, welche mit der des Irak vor dessen Emanzi-&apos;

pation verglichen worden ist. Ob es allerdings zu einer von Palästina ge-

trennten, besonderen völkerrechtlichen Einheit geworden ist, sodaß,&apos;

_wirklich von einer Aufteilung_ des Gebiets des Palästina-Mandats ge-

sprochen werden könnte, erscheint, zweifelhaft. Denn der Völkerbundsrat

hat die englische These akzeptiert, nach welcher, durch den Abschluß

des genannten Vertrags lediglich eine Änderung der Rechtsstellung im -

Rahmen des Art. 25 des Palästina-Mandats eingetreten Sei 37), das Man-

dat also das ganze Gebiet nach wie vor überdecke. Das.,ist zum Teil

bestritten worden 38). Wie dem auch sei, vom Standpunkt des Völker-

bundsrates aus, dem für die Mandatspraxis maßgeblichen Organ, kann

die Scheidung Transjoräaniens von Palästina für uns nicht als Präzedenz-
fall in Frage kommen, weil der Plan der Peel-Kommission die Schaffung
dreier völkerrechtlich eigenständiger Gebiete ins Auge faßt,

Bei dem zweiten Fall handelt es sich um die Abtretung eines Strei-

fens des früheren Deutsch-Ostafrika, jetzigen Tanganjika-Territoriums,
vonseiten des britischen Mandätars an den belgischen. Der Völkerbunds-

rat hat hierzu auf Ansuchen der beiden Mächte am 31. Augi,st 1923 seine

Zustimmung erteilt, 39). Diese Gebietsveränderung war jedoch kaum mehr

als eine Grenzberichtigung. Sie kann daher mit einem Vorgang, Wie ihn

die Teilung Palästinas darstellen würde, nicht in Vergleich&apos;gesetzt wer-

den. Andererseits ist dieses Beispiel insofern lehrreich, als die&apos;Notwendig-

36) Treaty Serie5 1930 NO 7. Der Vertrag wurde durch das Abkommen VOM 2- 6. 1934

in einigen Punkten um Vorteil des Emirs von Transjordanien abgeändert, Treaty Series

1935, NO 34; vgl. auch Bfoch, diese Zeitschr. Bd. VII, S. 84f.
37) S. d. N. Journ. Off., IXe Annee- No, io, S- 1451 ff-

38) Etwa Stöyanowsky, a.a. 0. S. 205f. und,Marcus, Palästina-ein werdender

Staat, 1929, S. 242ff.
39) S. d. N. Journ. Off., lVe Ann S. 1273f-, 1409f.
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ke.it der Abtretung ausdrücklich, mit den Interessen der eingeborenen
Bevölkerung begründet wurde.

Schließlich&apos;der Sandschak von Alexandrette. Er erhielt im Gefolge
,zweier fränzösisch-türkischer Abkommen ein von dem übrigen. Syrien ver-

schiedenes Regime, durch welches er mit einer gewissen Autonomie aus-

gestattet wurde. Neuerdings ist dieses Regime erheblich ausgebautwor-
den 40). Nach dem Stattit des Sandschak stellt dieser eine entite

dar, wobei ähnlich wie bei Transjordanien- die Frage auftaucht&quot;
wie groß seine Selbständigkeit ist und welches in völkerrechtlicher Hin-.-
siCht&apos;die&apos; Konsequenzen sind. Die dem Sandschak *eingeräumte pleine
-independance ebetrifft jedoch nur seine inneren Angelegenheiten. Durch
eine Reihe von Maßnahmen ist seinej dauernde Verbindung,mit, Syrien
-gesichert, er kann nicht Kontrahent völkerrechtlicher Verträge *Sein,ünd
seine Angehörigen&apos; besitzen neben ihrer Eigenschaft als. citoyens du

mSandjak, die; syrische Staat:5angetförigkeit.,Es kann also wohl von

einer Trennung gesprochen werden, aber sie ist nur staatsrechtlicher

Natur, der Sandschak ist nach wie vor nicht aus dem syrischen Staats
verband herausgelöst. Das, Territorium Syriens. ist völkerrechtlich -nicht
-geteilt worden, damitliegt auch keine Aufteilung von Mandatsgebiet. vor.

Zudem hat der Völkerbundsrat daran auch nicht, in Ausübung seiner
Xandatsaufsicht mitgewirkt, sondern im Rahmen eines Verfahrensnäch
Art. ii der Satzimg.

In der TY1 aiidatspraxis d Völkerbunds findet sich mithinkein Vor-

gang für eine Teilung, wie sie an Palästina vollzogen werden soll. Wenn
der, Rat sich im allgemeinen bei allen seinen Entschließungen davon
leiten lassen muß, das bekannteZiel der Mandatseinrichtung zu förderli,. so
gilt für das Palästina-Mandat noch etwas besonderes. Es hat, wie *aus

- seiner Geschichte und aus einer Reihe seiner Bestimmungen hervorgeht,
auch,undgeradeauchdieExistenzderi-üdischenHeimstättezuge- -

w4hrligisten. Der hieraus dem Mändatar erwachsenen doppelten Ver-

pflichtung wegen hat man zuweilen die Vereinbarkeit dieses Mandats mit
Art. 22 in Zweifel gezogen, aus ihr haben sich die ganzen Schwierigkeiten
-und, die&apos;jetzige unhaltbare Situation entwickelt. Das&apos; allgemeine Man&quot;

datsziel, die Bevölkerung:politisch zur Reife zu bringen, um dann Üas
-Vormundgchaftsverhältnis aufzuheben und das Gemeinweseri als Ganzes

-selbständig werden zu lassen, ist im Falle Palästinas wegen der ethnischen
und politischen Spaltung nicht zu verwirklichen. Würde ein im. wesent-

&apos;lichen von den Arabern bestimmter.Staat geschaffen werden, so könnte. die

Heimstätte nicht mehr als gesichert gelten; würde-der neue Staat vor-,

w.legend in jüdischen Händen sein, so,würde das
1

denArabern..verderb-

411) Vgl. J.-D. Bloch, Das neu6 Regime des Sandkliak vöh&apos; Alexandrette, dies

,Zeitschr, Bd. VII, S. 823ff.; und für die Vorgeschichte der.sel,b.e, ebenda S. 4Q1C
etwa j. l J on e s, La fin.&apos;du mandat fran en Syrie et au Liban, Paris. 1938, S. I 11 ff
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lich werden. Aus dieser Lage gibt es auf die Dauer in der Tat.nur einen
Ausweg, wenn sowohl, dem eallgemeinen, als auch dem besonderen
Zweck des Palästina-Mandats entsprochen, werden soll: die Aufteilung,
des Landes. Ist diese durch die Interessen der. Bevölkerung objektiv
gerechtfertigt, so ist sie auch mandatsre.chtlich zulässig. Ob das&apos;der Fall
ist, ist, aber keine Rechtsfrage, sondern eine Tatfrage, über die der Rat

nach seinem Ermessen zu. entscheiden hat. Bejaht er sie, dann liegt in

&apos;dieser Entscheidung zugleich&apos;auch die Feststellung seiner Befugnis zur

Aufteilung des Mandatsgebietes.
2. Die Empfehlungen der Peel-Kommission sehen vor, bezüglic4

derjenigen Gebiete, aus denen der jüdische und der arabische Staat ge7
bildet,werden. sollen, das Mandatsverhältnis zu beenden und die

beiden. künftigen Staaten in den Völkerbund aufzunehmen. Die Ent

lassung aus.der Vorrnundschaft und,der,Eintritt in
die Genfer Organisation sind juristisch auseinander zu halten, wenn&apos;sie
auch praktisch miteinander verbunden werden würden. Hier interessiert &apos;

nur der.erstere Vorgang.
Es ist nur. natürlich, wenn geplant wird, das Mandat über Palästina

,wiederaufzuheben. Durch die Aufhebung wird der Sinn de,r ganzen* Ein-
richtung erfüllt, die bekanntlich nicht auf die Dauer gedacht ist. Sie liegt
bei Palästina besonders nahe,da es sich bei ihmum ein sog. A-Mandat

handelt.. Es isteines derjenigen Gemeinwesen, deren Dasein als -tinab7

hängige.. Nationen in Art. 22 Abs. 4 der Völkerbundssatzung vorläufig
unter gewissen Bedingungen.anerkannt ist und die früher und leichter

als die Gebiete der anderen Mandatsklassen frei werden sollen. Das Par
lästina-Mandat enthält,denn auch in Art.. 28 gewisse Bestimmungen über

dieBeendigung des Mandatsverhältnisses, bei deren Festsetzung allerdings
niemand an eine Teilung des Landes gedacht hat. Der genannte Artikel

verpflichtet nur den Rat, in diesem Fall Maßnahmen zum Schutz der

heiligen Stätten und der ungehinderten Religionsausübung zu treffen,
sowie für die,Einhaltung der von der Mandatsverwaltung eingegangenen
finanziellen Verpflichtungen zu sorgen. Da auch die Völkerbundssatzung
schweigt, ist es notwendig, kurz auf die Grundsätze hinzuweisen, Welche

der Völkerbund für. die Mandatsbeendigung aufgestellt hat.

Veranlaßt durch die Abmachungen zwischen dem Irak und Groß-

britannien, auf Grund deren jener als erstes der Manda,tsgebiete Selb-

ständigkeit,erlangen sollte,&apos;hat die Ständige Mandatskommission des

Völkerbunds auf Ersuchen des Rates einen Bericht ausgearbeitet über

die allgeme&apos;inenVor,aussetzungenfür dieBeendigung eines Mandats.,
Der Rat hat diesen ]Bericht am 4. September 1931 mit einer Abänderung
angenommen 411). Diese Voraussetzungenstellen die Mindestbedingungen

41) Der Bericht und die Entschließung des Rates sind, in dieser Zeitschr. Bd. IV,
S. 15 5 ff mit einführenden Bemerkungen abgedruckt. Vgl. dort auch die -Nachweise über
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dar, an die sich die Mandatskommission und der Rat halten, wenn sie

zu prüfen haben, ob ein unter Mandat stehendes Gemeinwesewreif ge
worden ist, sich fortan selbst zu leiten.

Daneben -hat nach jenem Bericht der frei werdende Staat für die

Zukunft gewisse besondere Garantien zu geben, und zwar hinsichtlich

der der Minderheiten- und der Ausländer, der Bekenntnis-

und Religionsfreiheit, der Erfüllung der finanziellen Verpflichtungen, des

Schutzes der wohlerworbenen Rechte und der Aufrechterhaltung der
bestehenden internationalen Verträge 4z)-. Diese Garantien gehen er-

heblich über das hinaus, was speziell für &apos;den Fall der Beendigung des
Palästina-Mandats in dessen Art. g8 vorgesehen ist.

Es kann nicht unsere Aufgabe sein, im einzelnen zu untersuchen,
ob bei Durchführung des Teilungsplans der arabische und der jüdische
Staat in allen Punkten den Voraussetzungen genügen oder welcher Ge-
stalt die erwähnten Garantien sein wurden. Sicher ist nur, daß der Völker-

bund -seine Zustimmung zur Aufhebung des Mandats von dem Vorliegen
der angegebenen Voraussetzungen abhängig machen wird, da das Pa-

lästina-Mandat ein A-Mandat ist und bei einem solchen -die Maßgeblich-
keit dieser Voraussetzungen außer Zweifel steht 43). Als die

&apos;

Mandats-

kommission sich im August 1937&apos;mit dem Teilungsplan beschäftigte,.
zeigte -sich sogleich, welch große Bedeutung den Reifekriterien bei-

gemessen wurde 44),. Die Lage in Palästina sei indessen etwas anders als,
damals bei dem Irak oder künftig bei Syrien 45), da wegen der Teilung
des Landes nicht oder z. T. nur nach erheblichen Umänderungen an die

bisherigen Einrichtungen angeknüpft werden selbstverständ-
lich beide Staaten die Anforderungen erfüllen mußten, möglicherweise.
werde das nicht zu gleicher Zeit der Fall sein 46), sodaß vielleicht der

jüdische oder -auch d arabische St gegenüber dem anderen die Selb-

ständigkeit eher erreichen werde. In ihrem Avis Pr61iminalre an den Rat

drückt die Mandatskommission schließlich erhebliche Zweifel aus: Si
1,on cherche ä s&apos;imaginer ce que pourraient Atre de, tels Etats, on- re-

.connaitra qu&apos;ils seraient sans doute en peine de r6pondre d&amp; leur gen
ä toutes les exigences formul6es par la Commission et approuv6 patle
Conseil en 193147). Damit hat sie nicht Unrecht, wenn man bedenkt,

Fundstellen uni Literatur sowie neuerdings etwa noch Nader Kuzbari, La questi,oli
de la cessation du Mandat frangais sur la Syrie, Paris 1937, S. 36ff.

42) Für das Nähere s. diese Zeitschr. Bd. IV, S. 159.

43y Die Regierung der Südafrikanischen Union hat sich vorbehalten, eine Abänderung
dieser Voraussetzungen zu verlangen, wenn die Beendigung eines C-Mandats. in Frage
komme; vgl. S. d. N. Journ. Off., Xlle Anni S. 2oSi, und Rousseau., La cessat.ion du

inandat international, Rev. pol. et parlementaire, Torne CL, S. 68f.,

44) C. P. M., Proc.-Verb. 32e Sess.,(extraord.), S- 47, 137, 140, 183, 184, 202,.

45) Wie vorige Note S. 137, 197-
46) Wie Note 44, S. 202. 47) Wie Note 44, S-,230.

http://www.zaoerv.de
© 1938, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


486 Schüle

daß der- Plan der Mandatsbeendigung seinen Ursprung keineswegs der

Überzeugung verdankt, daß Palästina nun soweit sei, um. sich selbst

regieren zu können, sondern der nur widerstrebend gewonnenen Erkennt

nis, das Mandat sei.in seiner,bisherigen Form&apos;.nicht,mehr zu halten.,

3. Problematisch ist, schließlich die Idee des britischen gest-
mandats. Die,Notwendigkeit der-Belassung eines solchen Mandats er-

gebe sich, wie die Peel-Kommission ausführt zwingend aus der. Tat-

sache, daß die heiligen. Stätten,&apos;insbesondere jernsalem und Bethlehem,
einem, unparteiischen Schutz;unterstellt werden müßten. Dieser Schutz&apos;

sei ein ))permanent trust,, uni,que in its character and purpose and not

contemplated by Art. 22 of the Covenant of the League of Nations#. Und
die Kommission fährt. fort, es solle bei der Einrichtung des Restmandats,
um keinerlei Mißverständnisse aufkommen zu lassen, offen erklärt wer-

den, welche Grundsätze für dasselbe gelten würden:&apos;der Mandatar habe

für das Wohlergehen und die, Entwicklung der Bevölkerung,zu sorgen,
doch sei nicht beabsichtigt, diese mit der Zeit selbständig werden zu

lassen; das&apos;Mandat werde nur beendet werden; wenn der Völkerbund
und die Vereinigten Staatendies wünschten.

Aus diesen, Andeutungen kann nicht mit Sicherheit entnommen wer-

den, welche, rechtliche Konzeption im einzelnen der Idee des Restman-

dats, zugrunde liegt, und vor allem -.in welcher Weise der Übergang von

dem bisherigen Mandatsregime auf das neue sich vollziehen soll. So heißt

es auch in dem Schreiben des Ratspräsidenten an die Mandatskommissioh
vom ig, juli 1937, durch welches diese mit,den britischen Vorschlägen
-befaßt wurde, der Korridor solle unter britischem Mandat bleiben o d e r

ihm wieder -unterstellt werden 4 Im ersten Fall würde das vorhandene
Mandatsverhältnis mit derbritischen Krone fortgesetzt werden, freilich

-nur in bezug auf ein kleines Gebiet .,und unter Abällderung des Mandats-

statuts. Im zweiten käme das Palästina-Mandat zum Erlöschen, Groß-

britannien wurde aus seinen Mandatarsverpflichtungen- frei, zugleich
würde ein neues Mandat errichtet, es,-wurde wiederum Großbritannien
übertragen und es müßte mit ihm ein neues, MandatarsverhältniS be-

gründet werden.

Das let&apos;ztere hat augenscheinlich der Peel-Kommission vorgeschwebt,
da sie verschiedentlich von einem neuen Mandat über die heiligen
Stätten spricht _50). In den Verhandlungen der Mandatskommission
wurde indessen deutlich, daß,1 die britische. Regierung die andere Alter-

native bevorzugt. Nach den Ausführungen ihres Vertreters 5,), werde das

48) Peel-Bericht, S. 381f.
49) Document -C. 3o6. 1937- VI, abgedruckt C. P. M., Proc.-Verb., 32e Sess. (extra7.

ord.), S. 247/228.
50) Peel-Bericht S. 381f..
5-) C. P. M., Proc.-Verb., 23e Sess. (extraord.), S. x5 und yor allem S. 42
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Mandatsverhältnis weiterbestehen, die Position Großbritan-
niens als Mandatar erleidekeine Unterbrechung, der Korridor bleibe dem

Paläs-tina-Manclat, wenn auch einem abgeänderten, unterworfen, und
nach wie vor zu Händen des ursprünglichen, M,andatars. Aus welchen
Gründen die britische Regierung- die Kontinuitätsthese vertritt,
-liegt auf der Hand. Sie will ihren Rechtstitel auf den für sie hochwichti-
gen Streifen Landes, unangerührt haben; sie will für diesen Restteil den
alten Mandatscharakter erhalten-wissen; sie&quot;v den Fragen ausweichen,
die bei-der Errichtung eines neuen Mandats in Bezug auf die Kompeten-
zen des Völkerbundes im Verhältnis zu den früheren alliierten Haupt-
mächten auftauchen können1 unj sie will schließlich den. zu erwartenden

innerpolitischen Schwierigkeiten aus dem Weg gehen.,
Ob eine bloße Änderung des Statuts des, Palästina-Mandats recht-

lieh ausreicht, um die fragliche,Neuordnung herbeizuführen, erscheint

zweifelhaft. Es soll ja nicht Mandatsgebiet nur verkleinert werden.
Vielmehr handelt es sich um eine derart tiefgreifende,UmgestaItung des

ganzen Gemeinwes,ens, daß dessen Identität nicht mehr als gewahrt
gelten könnte. Das heutige Palästina (einschließlich. Transjordaniens)
-und der künftige Korridor (samt seinen Anne? sind ihrem Wesen
nach verschiedene politische Einheiten vor allem deswegen, weil. das,
Restmandat einem vollkommen anderen Zweck dienen wird als. die

sonstigen- Mandate und infolgedessen auch die Modalitäten -seiner Be-

endigungandere sein werden. Glaubt man der Peel-Kommission, so soll
vornehmlichster Zweck des Restmandats sein der Schutz gewisser
-Kultstätten durch eine Macht, die imstande ist, sie dem Streitder glei,
chermaßen. in Nachbarschaft wie in Feindschaft,lebenden Juden und
Araber zu entziehen. Der in dem Gebiet wohnenden Bevölkerung will
der Mandatar weiterhin, seine Fürsorge widmen, aber politische Selb-

ständigkeit soll sie nicht erlangen. Wennauch letzteres in der Tat prak-
tischkaum denkbar wäre, so tritt hier doch als ganzes eine Mandatskonze,p-
tion zu Tage, die mit den Grundsätzen des Art.. 22 der Völkerbundssatzung
nicht vereinbar ist 52). Außerdem erscheint der Plan des Restmandats in

einem etwas anderen Licht, wenn man vernimmt, was der britische

Vertreter in der Mandatskommissiön zu seiner Rechtfertigung noch ge-
äußert hat: )JI nous faudra un territoire oü nous pulssions maintenir les

lorces de r6serve n6cessaires et assurer le contröle n6cessaire des com-

munications, une zone sous Mandat permanent qui -nous permette de

.garantir dans une certaine mesure I&apos;ävenir d&apos;une Palesfined

partag,6e53). Danach würde das Restmandat.sozusagen ein Mandat zur

Gewährleistung der&quot;&quot;Stabilität,eh,emaliger Mandatsmündel werden
eine Konzeption, die gleichfalls durchaus unbekannt ist.

5z), Was,auch die Peel- offen ausgesprochen hat; 4ericht S.382.
53) Wiezuvor.Note 5.94
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Schließlich. erheben sich Bedenken,- gegen das UestInandat, Wegen
seines ständigen Charakters. Zwar soll.nach den Vorschlägen. der

Peel-Kommission die Möglichkeit einer Beendigung nicht völlig&quot;ausge7
schlossen sein, sodaß also insoweit&apos;theoretisch an dem,Prinzip der zeit-

lichen Begrenzun der.Mandate festgehalten würde,&apos;das nichts anderes

ist als die natürliche Folge seiner Bestimmung, die ihm unterworfenen
Völkerschaften zur Reife und dann zur Selbständigkeit zu bringen.
Wird ein Mandat, wie es hier der Fall. sein soll, zu einem anderen Zweck

eingerichtet, so entfällt damit der entscheidende Grund für seine Wieder-

aufhebung. In den Verhandlungen der Mandatskommission hat,&apos;denn

auch kein Zweifel darüber geherrscht 54), daß nach- dem Willen Englands
das Restmandat, wenigstens Was den eigentlichen Korridor betrifft,

-

ihm

zu treuen- Händen dauernd überlassen bleiben soll. Dies aber würde dem

Art. 22 der, Völkerbundssatzung zuwiderlaufen.

Es -ist auch nicht möglich, das Restmandat durch Berufung auf Art.

?,8,d e s Pa 1 ä s t i n a -M a n da t s zu rechtfertigen 55),. Art. 28 sieht u. a. vor,

daB. im&apos;Fall der Mandatsbeendigung der, V61kerbundsrat )&gt;sball make

such arrangements as may be deemed necessary for. safeguarding in

perpetuity, under guarantee of the League, the rights secured by Art. 13

andi4,... ,r -und die beiden. letzteren Artikel verpflichten den Mandatar,
die heiligen Statten unter besonderen Schutz zu nehmen und die freie

Religionsausübung zu sichern. E.sist richtig, daß das Restmandat, jeden-
falls wie erklärt wird, diesem Zweck dienen soll und daß auch in Art. 28

von. diesbezüglichen Da u e rmaßnahmen die Rede, ist. Welcher Art diese

im einzelnen sein, sollen, läßt sich nur, vermuten. Es erscheint wahr-

scheinlich, daß man dabei in erster Linie an vertragliche,Verpflichtungen,
die von dem künftigen Palästina-Staat zu übernehmen seien, gedacht
hat 56) oder, höchstens an, servitutsähnliche Auflagen. Dagegen dürfte

54) Vgl. insbesondere die Ausführungen des Vertreters Großbritanniens, wie zuvor

Note 51, S- 38-.
un plan de Partage, quel qu&apos;il soit, impliquera Fattribution non pas d&apos;un

mandat temporaire mais d&apos;un mandat permanent ä la Grande Bretagne pour la pro-
tection de ce qu&apos;on appelle les Lieux. saints ,

und S-&quot;83:
11 y aura uner sP6eiale soumise ä un contröle brifannique permanent

sous la forme d&apos;un niandat avec des enclaves additionnelles.

55) Vgl. die Andeutung des britischen Vertreters in der Mandatskommissiön, wie

zuvor Note 51, S. 17-

ll est vrai qu&apos;ä l&apos;artiele 28... il est pr6vu que, lorsque le moment viendra de

mettre fin au niandat, des dispositions devront Atre prises pour sauvegarder ä per-

pdtuit6&apos;Ies lieux saints 11 manifestement dansTintention des du*

mandat qu&apos;il y ait ä cet effet des dispositions permanentes..
Vgl. auch-d von Eden vor dem Rat, S. d. N. journ. Off., i8e Ann No 12, 98e Sess.

du Conseil, S.-902.
56) Als s. Zt. in der -Mandatskommission die allgemeinen Voraussetzungen für die

Mandatsbeendigung und die von dem freiwerdenden Mündel für die Zukunft zu überneh-
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man kaum Maßnahmen im Auge. gehabt haben, die den Palästina-Staat
auf immer. von der Ausübung seiner Hoheitsmacht über einen nicht un-

wesentlicfien Teil seines Territoriums ausschließen würden, denn.darauf
läuft praktisch das permanente Restmandat hinaus. Mag. dieses dem
Art. - 28 entsprechen oder wenigstens in seinem Sinn liegen,- Bestim-

mungen. des Palästina-Mandats,.können für die Frage der Zulässigkeit
des,neuen Regimes über die heiligen Stätten nicht Maßgebend sein. Nur
wenn dieses Regime mit der Völkerbundssatzung voll und ganz in Ein-

klang steht, ist seine Errichtung erlaubt. Man hätte gewünscht, daß in
dem doch auch, rechtlich sachverständigen Greinium&apos;der StändigenMan-
datskommission auf mindestens einige der dargelegten -Bedenken auf-
merksam gemacht worden wäre 57).

4. Neben diesen iM engeren -Sinn mandatsrechtlichen Fragen wird
durch den Teilungsplan ein Problem berührt, das sich dar-aus ergibt, daß
die Vereinigten Staaten ein rechtliches Interesse an der künftigen
&apos;Gestaltung Palästinas besitzen. Sie erheben gewisse prinzipielle Rechts-

ansprülChe in Bezug auf die Mandatsgebiete, und sie können sich bei dem
heiligen Land noch auf besondere vertragliche Rechte, stützen. Die
ersteren werden aus, der Teilnahme Amerikas am Weltkrieg hergeleitet,
die letzteren beruhen auf einer Konvention; die es am 3- Dezember 1924
mit - Großbritannien über Palästina- abgeschlossen hat 58). J,

Die -Stellung der Vereinigten Staaten gegenüber dem Mandats
system und den einzelnen Mandaten ist eine besondere, weil sie deni Ver-
sailler Vertrag nicht unterzeichnet haben und nicht Mitglied des Völker-
bunds geworden sind. Was speziell Palästina betrifft,&apos; so haben sie bei der
Wahl seines Mandatars nicht unmittelbar teilgenommen 59,y. Das Man-
clatsstatut ist ihnen zwar auf ihre Bitte, hin -im Entwurf vorgelegt und
von ihnen nach Einfügung leichter Änderungen auch gebilligt worden,
abersie waren weder bei dessen endgültiger Bestätigung im Völkerbunds-

menden Garantien aufgestellt wurden (s. oben, S. 485), wurde bei den letzeren anmerkungs-
,weise auf Art. 13 und 14 des Palästina-Mandats. verwiesen. Daraus geht hervor, daß die
Mandatskommission damals den Schutz der heiligen Stätten in der Form von Garän-
tien, also doch wohl yertragsartigen Verpflichtungen, gesichert sehen wollte, falls das

Palästipa-Mandat zum &apos;Ende käme. Vgl. C. j?. M., Proc.-Verb., 2oe Sess, S. 229.
57) Die Mandatskommission hat sich in ihrem Avis Pr61iminaire darauf beschränkt,

ein Sonderregim.e für die heiligen Stätten als für den allgemeinen Frieden durchaus vörteil-
haft zu bezeichnen, unter der Voraussetzung, daß, es dem Geist des Art. 28 entspreche
(Proc.-Verb., wie zuvor Note 51, S. 229). Siehe auchdie Ausführungen ihres Präsidenten
vor dem Pat: S. d. N. journ. Off., 18e Ann6e, No 12, 98e Sess. du Conseil, S- 904.

58) Convention between the United Kingdom and the United States, of America

respecting the rights of the Governments of the two countries and their, respective nation-
als in Palestine: Treaty Series NO 54 (11925), Cmd. 2559; vgl. auch Publications of the

Department of State, Near Eastern Series No i; Mandate for Palestine, Washington 1931,,
S-107ff-

59) Siehe Absatz 5 des Vorspruches zum Palastina-Mandaut.
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rat vertreten, noch haben sie, infolge ihres Fehlens im Bund die Aus-

übung des Mandat mitüberwacht. Aber ein über, mehrere Jahre sich

erstreckender, eingehender No.tenwechsel mit Großbritannien&apos;und dem
Völkerbund der im Mai i92o beginnt 6o), zeugt von ihrem Bestreben, in

den zu Mandaten bestimmten Gebieten allgemein ihre und _ihrer Staats-

angehörigen Interessen zu wahren sowie bezüglich Palästinas zu einer

vertraglichen Abmachung mit dem Mandatar zu kommen, die an Einfluß
ersetzen sollte, was durch das Fernbleiben vom Bunde verloren war 61).
Das praktische Ziel dieser. mit doppeltem Blick geführten diplomatischen
Aktion war, sich vor allem in,wirtschaftlicher Hinsicht Sicherungen zu

verschaffen. Für das, was wir die allgemeinen Rechtsansprüche der U.S.A.

genannt, haben,&apos; bildet jener Notenwechsel, die Grundlage. Es ist hier

nicht.der Ort, aus,ihm herauszuarbeiten, auf welche Rechtstitel im ein-

zelnen - es sind bei den verschiedenen Mandaten nicht die gleichen -
diese Ansprüche gestützt werden&quot;ob sie Bestand haben, welcher Art,sie
sind und dergleichen mehr, zumal hierüber schon Untersuchungeii.vor,
liegen, in denen übrigensder amerikanische Standpunkt z. T. ablehnend
beurteilt wird 6:z).

Die amerikanisch-brit&apos;ische Palästina-Konventioln von

1924 hat das Mandatsstatut als Ganzes in den Vorspruch aufgenommen.
Der amerikanische Vertragspartner erklärt in,Art. i sein Einverständnis
mit der mandatsweisen Verwaltung Palästinas durch Großbritannien,
gemäß dem Statut, wobei vorausgesetzt ist, daß die in den folgenden
Artikeln vorgesehenen Abmachungen gewahrt bleiben. In Art. 2, ga
rantiert der Mandatar den Vereinigten Staaten und ihren Staatsange-
hörigen diegleiChen Rechte, wie sie die Völkerbundsmitglieder und deren

Angehörige genießen. Die, Artikel 3-6 enthalten nicht interessierende -

&apos;

Sonderbestimmungen, wogegen wieder Art-&apos;7 in unserem Zusammenhang
von Wichtigkeit ist. Er lautet:

))Nothing contained in the present
I convention shall

-

be affected

by any modification which may be made in the terms of the mandate,
as recited,above, unless such &apos;modification shall have been assented: to

by the United States((.
Auf britischer Seitewar man sich bei der Behandlung des Teilungs-

plans stets der gegepüber den Vereinigten Staaten bestehenden Ver-

6o) Vgl. die Xote, des Londoner Botschafters der Vereinigten Staaten an den britischen

Staatssekretär des,Äüjßei7en vom i2. ggo, Mandate for Palestine, S. 27ff-, und den

weiteren Notenwechsel, ebenda S. 30ff-
6 Die Vereinigten Staaten haben auch über die meisten anderen Manda e. ent-t

sprechende Verträge mit den Mandataren geschlossen, vgl. die.Angabpn bei _Qu. Wright,
a. a, Ö, S. 55-

62) Vgl. vor allein Qu. Wright, a. a.- 0. S. 486ff. und W. R. Ba.tsell, The United
States and the System of Mandates, International Conciliation, OCt. 1925, No 213, S- 2-69ff
auch A. Millot, Les mandats internationaux, Paris !924, S. 65ff. und für die A-Manda
im besonderen S. 76ff.
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pflichtungen aus der Konvention bewußt und man war gewillt, sie ein
&apos;

zuhalteii.- Die Peel-Kommission hat bei ihrer Schilderung, der Entste-

hungsgeschichte des &apos;Palä.stina-Mändats. &apos;ausdrücklich darauf hinge-
wiesen 63), und die britische Regierung hat in ihrem Statement öf Policy
vom Juli 1937 erklärt.1 sie beabsichtige die zur Durchführung des

Teilungsplans erforderlichen Schritte, zu ergreifen haying regard- -to

their existing treaty obligations under the Covenant of the League of
Nations and other int e rnä t iona 1 i n s t r ument S 64). Mit, letzterem Aus-
druck war gerade auch. die P-alästina-KoÜvention gemeint. In der Stän-

digen Mandatskommission hat sich der britische Vertreter in gleichem
Sinn geäußert 659

Noch bevor der Peel-Bericht veröffentlicht war, wandte sich die

Regierung der Vereinigten Staaten an die britische mit der Bitte um
Darlegung ihres Standpunktes in der Frage d:er Konsultation der Ver.
einigten Staaten wegen einer etwaigen Änderung in Palästina im Hinblick
auf die Konvention 66). In seiner Antwort führte der britische Staats,
sekretär des Äußeren aus, die Grundlage der Rechte der Vereinigten
Staaten&apos;und&apos;ihrer StaatsangeWrigen in Palästina seien die Bestimmun- 1.

gen der Konvention; Inhalt und Umfang dieser Rechte ergäben sich aus

Art. *

2-6, und es Werde, gemäß Art. 7 anerkannt, daß sie unberührt,
bleiben müßten, welche Änderungen auch das&apos;Palästina-Mandat erfahre,
es sei&apos;denn, die Vereinigten Staaten erklärten sich damit einverstanden.
Das 3Antwortschreiben grenzt aber die Position, der Vereinigten Staaten
auch nach der negativen Seite hin ab. Nur die in der.Konvention,ver--,
brieften&apos;Re&apos;chte ständen -ihnen zu, *und es sei -daher ihre Zustimmung
zu einer Änderung des Palästina-Mandats.nicht erforderlich., soweit, nicht
ihre Vertragsrechte betro,ffen würden. Sollte dies bei einer- Änderung
der Fäll sein, so werde die britische Regierung die amerikanische alsbaldi9
unterrichten und ihr Einverständnis, zu erlangen suchen.

Die Vereinigten Staaten gaben sich mit dieser, der objektiven
Rechtslage &apos;nach der Konvention entsprechenden Anerkennung ihrer.
Rechte durch den Mandatar nicht zufrieden. Sie hatten aus dem in-
zwischen bekannt gewordenen, ihnen auch notifizierten Peel-Bericht&apos;
zum,ersten Mal in vollem Umfang gesehen, wie das künftige Schicksal.
Palästinas geordnet werden sollte. In einem weit Schreiben vom

4. August 1937 67) hoben&apos;sie vor allem auf die geplante Mandatsbeendi-

.63) PCIÜI-,l S. pf-
64) (Sperrung vom Verf.) Crad. 5513 S.2 Ziff- 4; über dieses Statement s. oben S..477-

C. P. M., Proc.-Verb., 32e Sess. (extraord.), S- 41-
.66) &apos;Schreiben des Londoner Botschafters der Vereinigten Staaten vom 6. Juli 1937&quot;

abgedruckt in: Correspondance with t4e bnited States Government regarding United
States Rights in Palestine, London, July 6-August 4, 1937, Cmd. 5544. Siehe diese Korre--.

spondenz auch für das Folgende.
67) Crnd. 5544 S. 3f.
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gUng ab. Das bedeutete in zweifacher Hinsicht einen Wechsel im Thema

der Auseinandersetzung. An die Stelle der Mandatsänderung. -trat die

Mandatsaufhebung, und damit konnten sie siChnicht mehr allein auf die

Konvention als Grundlage ihres Mitwirkungsverlangens&apos;berufen, sondern

mußten -außerhalb derselben ihren allgemeinen Rechtsstandpunkt, bei

der Umgestaltung von Mandatsverhältnisseti geltend machen.- Dieser

war 19322 anläßlich der,Beendigung des Irak-Mandats sowohl Groß-
britannien als auch dem Völkerbund förmlich zur Kenntnis gebracht
worden 68), er wurde jetzt wiederholt: danach involviere eine Mandats-

beendigung stets aucheine Verfügun über Mandatsgebiet; hierdurch9
würden amerikanische Interessen beruhrt, daher stehe der amerikanischen

Regierung das Recht zu, über die Modalitäten des neuen Regimes, zuvor

befragt zu werden- ein Rechtl das auf der gleichen Basis beruhe wie das,
vor der Errichtung eines Mandats gefragt zu werden. Wenn dieRegierung
der U.S.A. im Fall, des Irak davon absehe, auf dieEihrer Rechte zu

dringen, so dürfe das nicht als ein Aufgeben des von ihr 1921 aufgestellten
Prinzips 69) angesehen werden, daß die Zustimmung der Vereinigten
Staaten ein&apos;wesentliches Erfordernis für die Gültigkeit jederEntschei- -

dung über Mandatsgebiete sei. - Gegen Ende des Schreibens. vom 4.

August wird noch einmal darauf hingewiesen, daß sich die amerikanische

Regierung bei diesem&apos;Schriftwechsel lediglich von, dem Bestreben leiten

lasse, den Schutz amerikanischer Interessen in Palästina in. gleichem
Maße zu, erreichen, wie er anderen Regierungen und ihren Bürgern ge-
währt werde.

Damit scheint der Meinungsaustausch zwischen den beiden Mächten

abgeschlossen worderi Zu sein. Die Vereinigten Staaten erheben zwar

,keinen prinzipiellen Widerspruch gegen den Teilungsplan, aber, haben

erneut nachdrücklich ihre weitgehenden Ansprüche auf
1

Beteiligung an

der Ordnung der Mandatsverhältnisse vorgebracht-

IV. Die Entwicklung seit der Veröffentlichung des Peel-

Berichts

Nach den oben geschilderten ersten, Reaktionen begann alsbald die

für das Schicksal des Teilungsplans sehr viel wichtigere Arbeit der ver-

68) vgl. S,. d. N. Journ1. Off., XlVe Ann6e, S. ii52ff.: der im Text wiedergegebene
amerikanische Rechtsstandpunkt kommt vor allem in je einem Absatz des Schreibens

vorn i. März 1932 sowie des Aide-M6moire vom 8.7. 1932 zum Ausdruck, die in Cmd. 5544

S. 4 abgedruckt sind.&apos; - Dieser Standpunkt.ist auch, im August 1936 der französischen

Regierung während der Verhandlungen über die Beendigung des syrischen Mandats mit-

geteilt worden; Cmd. 5544 S. 4-

69) Es handelt sich anscheinend um die Äußerung des amerikanischen Staatssehre-

tärs in dessen Note&apos;an den Volkerbundsrat vom 21. Februar 1,921, abgedruckt: Mandate

for Palestine, S. 42 L; vgl. auch die Antwort des Ratspräsidenten vom i. März ig2 i, ebenda

S. 43ff.
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schiedenen, politischen Instanzen, denen die Entscheidung darüber. zu-

fiel, ob, die Vorschläge der Peel-Kommission
-

eine. geeignete Grundlage
für die - Reform des politischen Status &apos;Palästinas darstellten.

Um ihre Aktion fortsetzen zu können, bedurfte die britische Re-

gierung zunächst der innerpolitischen Billigung durch das Parlament..
Nach einer nicht eben. vielsagenden Aussprache im Oberhaus 70) ver-

handelte das Unterh.aus am 21. Juli 1937 über den Teilungsplan,71)..
Die Regierung hatte das Haus gebeten, der in ihrem Statement 72) for-

inulierten Palästinapolitik seine Zustimmung zu geben, d. h. sich. in

gleicher Weise .entschlossen hinter. die Peel-Kommission und ihren

Teilungsplan zu stellen, wie sie es selbst, getan hatte. Die Debatte ver-

lief in&apos; gespannter Atmosphäre und ziemlich unsicher. Während der

Gegenvorschlag der.offiziellen Opposition, die Palästina-Frage einem

gemeinsamen Ausschuß beiderl!Iäuser zwecks erneuter Prüfung zu über-

weisen, keinen Anklang fand, gelangte -ein von Winston Churchill mit

Unterstützung von Lloyd, George&quot; also von zwei parteipolitischen Außen-
seitern eingebrachter Antrag zur Annahme, der die Situation nicht un-

.erheblich veränderte. Das&apos; Haus erklärte sichAediglich damit, einver-

standen, daß die Regierung den Teilungsplan,dem Völkerbund vorlege,
unterließ es aber, sich mit ihm zu identifizieren. Nach weiteren., Unter..7
suchungen solle. ein endgültiger Plan aufgestellt werden, und zwar unter
Berücksichtigung der Ziele der Regierungspoh*tik,. und dieser solle dann

unterbreitet werden. Mit anderendem Parlament zur Eptsche
.Worten: das Unterhaus hatte nur den von der Regierung vorgesehenen
modus procedendi gutgeheißen, sich -aber in der Sache selbst nicht ge-
bunden. Die Regierung gewann durch dieses zwiespältige Votum der

höchsten politischen Körperschaft - vielleicht nicht ganz gegen ihren
Willen - etwas mehr Bewegungsfreiheit im Vergleich mit der -von ihr

&apos;

zuvor eingenommenen Haltung, und die Gegner ,des Teilungsplans bei
den Juden und bei den Arabern vermochten wieder Hoffnung zu schöpfen.

Etwa:z Wochen nachdem das englische Parlament sich ausgesprochen
hatte, und z. T. gleichzeitig mit der Tagung der Mandatskommission
des Völkerbunds, beschäftigte sich Anfang August 1937 der, 2o. Zionist i-

sche Kongreß in Zürich mit den. Vorschlägen des Peel-BerichtS 73).
Seine Verhandlungen, an denen 45o Delegierte aus allen Ländern&apos;der
&apos;Welt teilnahmen, sollen außerordentlich bewegt, ja stürmisch gewesen.
sein. Entsprechend den vielfältigen politischen und religiösen Scbattie-
rungen innerhalb der Zionistischen BeWegung traten eine Reihe von

Auffassungen hervor, die sich am Ende.in eine Minderheit und eine Mehr-,

76) io6 H. L. Deb. 5. s., SP- 599ff-, 666-ff.

71) 326 H. C. Deb. 5. s., Sp. 2235-2367-
72) S. oben S. 477.

73) Times vom 3. August 1937 und ff.

Z. ausL o-&apos;ff. Recht u. Völkerr. Bd. VIII. 35
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heit gruppierten, wobei die Entschließungen des Kongresses zeigen, daß

sich auch der Standpunkt der ersteren trotz ihrer Niederlage -bis zu

einem gewissen Grade, Geltung verschafft hat. Aus den acht Punkten

der. Schlußentschließung 74) ist hervorzuheben, daß der Kongreß erneut

,und feierlich die Verbundenheit des jüdischen Volkes mit, Palästina und

das unwandelbare Recht Idieses, Volkes auf sein Vaterland betont. Die

Behauptung der Peel das Palästina-Mandat sei undurch-

führbar geworden, &apos;wurde zurückgewiesen. Es sei auch nicht zutreffend,

daß ein, Ausgleich mit den Arabern unmöglich. sei. Richten sich diese,

Erklärungen im wesentlichen gegen die Prämissen&apos;, von denen die Pee1,

Kommission ausgegangen ist, so richten sich andere gegen die daraus

gezogenen Folgerungen, gegen den TeilUngsplan selbst. Der Plan, wie.,

ihn die Kommissionvorgezeichnet habe, sei unannehmbar. Der Kongreß
bevollmächtigt sodann seine Exekutive - eine Art von Vollzugsaus-
schuß - zur Aufnahme von Verhandlungenmit der britischen Regierung
zwecks. Herausarbeitung. der genauen Bedingungen, unter denen der

projektierte jüdische Staat errichtet werden solle. Bei diesen Verhandm-

lungen dürfe sich die Exekutive nicht binden, die endgültige Entscheidung &apos;

müsse einem späteren Kongreß vorbehalten bleiben..

Die letzten Punkte dieser Resolution enthalten nur scheinbar einen

Widerspruch.- Zwar sind darüber verschiedene A&apos;uslegungen laut ge-

worden, und es ist auch zweifellos, daß der Teilungsplan in der Form, in

der ihn die Peel-Kommission vorgelegt hat, abgelehnt war. Aber es

waren doch nichi diejenigen durchgedrungen, die die Idee einer Teilung
Palästinas, wie immer sie auch im einzelnen aussehen möge, a hinine.

schärfstens verworfen. hatten. Durch- die Bereitschaft zu Verhandlungen
mit der Mandatsmacht war j edenfalls der Weg zu einer Lösung i in S i nn e

des Peel-Berichts von Seiten der Zionisten offen gehalten, da es selbst-

verständlich war, daß die Engländer Verhandlungen nur auf dem Boden

der gemachten Vorschläge führen würden., Die Zionisten hatten sich&apos;

andererseits nicht endgültig festgelegt, obwohl &apos;sie praktisch ein nicht

unerhebliches Präjudiz für die weitere Auseinandersetzung:gesbliaffen
haben. Der Rat der jüdischen Vertretung für Palästina (Council of the

Jewish Agency), in dem auch Nicht-Zibnisten vertreten sind und der im

Anschluß an den Kongreß tagte 75), hat dessen Entschließungen in den

entscheidenden Punkten gutgeheißen und nur stärker;? eine unmittel-

bare Verständigung mit den Arabern gedrängt.

Von den Organen des Völkerbunds war es die S t än d i g e Ma n d a t s -

kommission, die sich zuerst mit dem Teilungsplan befaßt hat. Durch-

74) Times vom 12. August 1937; der Wortlaut (wohl in Ü4ersetzung) in Corr-
dance d&apos;Orient,30- Jg., NO 476, S. 357f-

75) Times vom ig. August 1937 u. ff.
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Schreiben vom 6. Juli 1937 76), zwerTage vor der Veröffentlichung des

Peel-*Berichts, wandte sich die britische Regierung an den,Völkerbund
mit der Bitte, die Mandatskommission zu veranlassen 77-), zu dem Bericht,

I

seinen Vorschlägen sowie zu ihrem bekannten Stafement Of Policy 78)
Stellung zu nehmen da der Rat in seiner Septembertagung,vermutlichU I

Wert darauf legen werde, die sachverständ,ige,Meinung der Mandats-&apos;

kommission zur Verfügung zu haben. Diese, hat in einer außerordentlichen -

Tagung vom 30- Juli bis zum 18. August die Frage des künftigen Schick-
sals Palästinas sehr eingehend erörtert 79), sich jedoch in ihrem Avis für

den Rat nur relativ allgemein undnicht&apos;endgültig ausgesprochen, da ja
die &gt;Einzelheiten der Teilung noch nicht feststehen.&apos; Eine Aufrecht-

erhaltung des bisherigen,Regimels hält die Kommission für so gut wie

unmöglich; nachdem die Peel-Kommission ihren Bericht erstattet und

die -britische Regierung ihre Vorschläge übernömitieri habe, sei das Pa.

lästina-Mandat praktisch nicht mehr zu verwirklichen. Die&apos;,Mandats-
kommission befürwortet daher im Prinzip, in dW Prüfung,einer Lösung-
der Palästinafrage einzutreten, bei welcher das-,Land geteilt werde, aber
sie sieht erhebliche Schwierigkeiten voraus, da eine Teilung den Zielen
sowohl der Juden als auch der Araber zuwiderlaufe und der Erfolg der

gaT Operation davon abhänge, inwieweit es-gelingen werde, die gegnes
rischen Gruppen damit zu befreunden. Schwierig sei vor allem auch das

Problem eines etwaigen Bevölkerungsaustausches., Die Kommission ist

auch nicht für eine baldige Schaffung der beiden vorgesehenen Staaten:

es sei zweifelhaft, ob die Gemeinwesen, aus denen sie gebildet werden

sollen, die Voraussetzungen erfüllen würden deren Vorliegen der Rat

s. Zt. als unerläßlich für die Beendigung von Mandatsverhältnissen er-

klärt habe 8o). Eine Verlängerung der Vorbereitungszeit bis zur Erlangung
politischer Selbständigkeit sei - unbedingt notwendig, und zwar ebenso

für den künftigen arabischen wie für. den jüdischen Staat. Das Über-

gangsregime könne entweder die Form einer- provisorischen Kantoni-

sierung 81) erhalten, oder es könnten zwei gesonderte Mandate für die

beiden Teile errichtet werden, bis der Beweis ihrer Fähigkeit zur Selbst-

regierung erbracht sei. Das Avis Pr61iminaire schließt mit dem Ausdruck&apos;
der Anerkennung für die großbritannische Mandatarsmacht, die sich

76) Document C. 300. 1937 VI: S. d. N. Journ. Off., i 8e Ann6e No 8-9, S. 66o.

77) Was am ig. 7. 1937 geschehen ist, vgl. Document. C. 3o6. 1937- VI., inl.C. P- M-

Proc.-Verb., 39e Sess. (extraord.), S. 226.

78) Siehe oben S. 477.

79) C. P. M., Proc.-Verb., 39e Sess. (extraord.), passim; für das Avis siehe ebenda

S. 227ff.; auch etwa Correspondance d&apos;Orient 30 Jg_ NO 477, S. 4o8ff. Der Präsident der

Ständigen Mandatskommission hat in der Folge das AVis vor dem Rat erläutert, vgl. S. d.

N. Journ. Off., 18e Ann6e, 98e Sess. du Conseil, S. 903ff.
80) Siehe oben S. 484.
81), Siehe hierüber oben S. 475 f.

35*
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während der nahezu --ojährigen Manda&apos;tszeit grolße Mühe gegeben habe,

judenund Araber miteinander zu versöhnen.

Die Mandatskommiss,ion hat ihren Bericht, welcher das.Avis. Pr&amp;

- liminaire zu, den TeilungsvorschMgen enthält, dem Völkerbundsrat

,am 14- September 1.937 überreicht 82). Der Rat nahm davon:Kenntnis

und hat darüber in seiner 98. Tagung (2. und 3. Sitzung) verhandelt 83),
ohne auf die.Einzelheiten einzugehen.,Der britische Staatssekretär des

Äußeren Eden resumlerte noch einmal die Entwicklung und den Stand

der Dinge und ersuchte den Rat um seine Zustimmung, damit die briti-

sche Regierung ihre Aktion zur Lösung des Palästina-Problems im

Rahmen der--von der Peel-Kommission vorgezeichneten Linien fort-

setzen könne., Der Rat beauftragte einen aus den Vertretern Lettlands,

Schwedens und Rumäniens zusammengesetzten Ausschuß mit der,Aus-

arbeitung eines diesbezüglichen Entschließungsentwurfs.,Dieser lautete:

Le Conseil,
Vu la d6claration du Gouvernement du Royaume-Uni de juillet 1937

concernant les conclusions de,la Comraission royale pour, la Palestine;
is pr61im&apos;inaire formul ä Vintention du Conseil par la Com-Vu Fav

mission des mandats;
Vu la d6claration du repr6sentant&apos; du goyaume-Uni faite ä la

s6ance du Conseil du 14 &apos;septeinbre 1937 et la discussion intervenue ä la

rnAmes concernant le statut de la Palestine;
Cönsid6rant Fintention exprim par le Gouvernement, du,Royauine-

Uni de poursuivrpF du präbl du statut de la Palestine en ap-

profondissant plus particuli la solution comportant le partage du

territoire;
Rappelant les assurances donn6es ä cette occasion par le repr

tant, du Royaume-Uni au sujet de l&apos;immigration:
Consent ä ce que le Gouvernement du Royaume-Uni ä

ladite 6tude et aux mesures *qu&apos;elle, requiert;
Sursoit - tout en, rappelant que la charte du mandat du 2 juillet

i922 demeure en vigueur tant qu&apos;il n&apos;en aUra, pas d6cid6 autreinent -

ä l&apos;examen du Iond de- la question, jusqu&apos;äu moment oü,le Conseil se

trouvera ä, mAme d&apos;en traiter dans son ensemble, et, en attendant,
reserve,enti sa mani de vöir ainsi que sa d6cision.

Die Entschließung wurde am 16. September i937 angenommen 84,).
Damit war von Seiten des für die Mandatsfragen entscheidenden Völker-

bundsorgans der Mandatarsmacht die Vollmächt erteilt, die weiteren

Schritte zur Durchführung der Teilung zu ergreifen.
Was schließlich die Völkerbundsversammlung betrifft, so hatte

diese ihrer Vl. Kommission das gesamte Material über die Mandate zu-.

8) C.330.M.222.VI.ExtraitNoi:S.d.N.Journ.Off.-,i8eAnn6e,NoI2,S.1089ff.
,(Annexe 1669).

83) Vgl. S. d.&apos;N. journ. Öif., i8e Ann6e,. 98e S2ss. du Conseil, S. 886f., 899ff., 905,

907 (7-ff--3923, 3940).
84) * Wie vorige NOte,&apos;S- 907 (Zff- 3940).
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gewiesen, was seit&apos;dem Ende der 17- Tagung der Bundesversammlung
,angefallen war. In Verfolg, dessen hat sich die genannte Kommission
unter allgemein-politischen Gesichtspunkten mit dem Teilungsplan be-
schäftigt 85). Dabei war aber eine sehr große. Verschiedenheit der Mei-
nungen hervorgetreten, &apos;.und ,insbesondere der Vertreter des Irischen
Freistaats hatte betont, daß seiner,Ansicht nach der Plan einer Teilung
Palästinas keineswegs die einzige brauchbare Lösung darstelle. Dement-
sprechend waren auch der Bericht und der Resolutionsentwurf, die-von
dem Berichterstatter, dem Vertreter der Niederlande, der VL Kom-
mission vorgelegt und von dieser angenommen wurden 86.)&quot;-nur unver-

bindlich gehalten, weil nichts präjudiziert und alle Möglichkeiten offen

gehalten werden sollten. Der Resolutionsentwurf lautete wie folgt-
L&apos;Assembl

Ayant pris aete de Yceuvre accomplie par les Puissances mand#ai-
res, lao-Commission permänente des mandats,et. te Conseil en

&apos;

ce qui con-

cerne l&apos;application des prindpes poses par Farticle 22 du Pacte et par
les chartes de mandats:

a) Renouvelle l&apos;expression de confiance ä leur, vot6.e par.les
sessions pr6c6dentes de,I&apos;A&apos;Ssemb16e et rend hommage aux r6sultats
qu&apos;ils,ont obtenus gräce ä une coop6ration 6troite et frapche dont 1.0
maintien est essentiel:

b) Exprime sa convittion que le probl de la&apos;Palestine, dont, le
Conseil est actuellement saisi, sera; 6quitablement r6solu. en tenant,
compte, dans la plus large mesure possible, de tous les int 16gitimes
entrant en j eu.

-

Er wurde von. dem Plenum der Völkerbundsversammlung, am

30. September 1937 gutgeheißen 87).
Während die En länder, die Juden und der Völkerbund den Plang a

einer Teilung Palästinas trotz vielfacher Kritik immerhin als einen Weg
akzeptiert hatten, den weiterzugehen, nicht ohne Aussicht sei, verharrten
die Araber in ihrer grundsätzlichen, Intransigenz. Auf arabischer Seite,
war das, wichtigste Ereignis, aus dem ihre Haltung - zu den Peel-Vor-
schlägen im Herbst. 1937 zu erkennen war,&apos;der Panarabische K,on-
greß, der,am,8. September in Bludan (Syrien) zusammentrat. Der Kon-

- greß war als eine Art von Gegenschlag gegen den vorherigen Züricher
Zionistenkongreß gedacht- Aus allen arabischen Ländern des Nahen
Ostens hatten.die politischen Verbände ihre -Delegationen entsandt&quot;ari
die 400 Delegierte hatten sich,eingefunden, und den Hauptgegensta.nd
ihrer Verhandlungen bildete naturgemäß der Teilungsplan und der- Kampf

85) S. d. N. journ. Off., Suppl. Sp6eial No 175:, Actes de l&apos;Assemb16e, i 8e, Sess, ordin.,
Proc.-Verb. de la 6e Comm., S. 21 ff-, 37:ff-, 43.

&gt;

86) Wie vorige Note, S. 81,: A. 50. 1937- Vl; auch S. 4i-
87) S. d. N. journ. Off., Suppl. Sp6eial No 169, Aetes de l&apos;Assemb16e, ige Sess. ordin.,

S6ances p16nieres, S.92, 140.
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daßimwesent-gegen ihn und die Juden. 88) Es scheint so viel sicher zu sein,
liehen wieder dW bekannten arabischen Ziele proklamiert wurden:

Aufhebung des Palästina-Mandats, Beseitigung der, internationalen
Garantie für die jüdische, Heimstätte, Einstellung jeglicher jüdischen
Einwanderung, Ablassen vom Teilungsplan, Rückgangigmachung der

von der Mandatsverwaltung verhängten Zwangsmaßnahmen gegen
Araber usw. Ein rein arabischer Staat:müsse für Palästina geschaffen
werden, dieser werde mit Großbritannien ein Bündnis eingehen, und in

ihm könne den Juden nur die Stellung einer rassischen oder religiösen
Minderheit.,&apos;eingeräumt werden.

Soweit ersichtlich war der arabische Kongreß nur von nicht,-amt-

liehen, Delegationen beschickt, d. h. die Regierungen der arabischen

Länder als solche waren, nicht vertreten, wenn sie auch überwiegendmit
ihm, sympathisiert, haben. Es ist daher,schwerubiuschätzen, welche Be-

deutung er für die praktische Politik gehabt haL Andererseits ist es be-

merkenswert, daß der Kongreß, der wegen seines nicht-offiziellen Cha-

&quot;rakters besonders geeignet war, auch der radikalsten Forderung Aus

druck,.zu geben und das auch weithin getan hat, dennoch nicht alle

Brücken zu den Gegenspielern -abgebrochen, hat. Er, hat den Anschein

unbedingter Feindschaft gegenüber dem den Teilungsplan, betreibenden

Großbritannien vermieden, und,er hat nicht - versäuint; die Hoffnung zu

äußern,. es möge sich mit den Juden ein modus.vivendi finden.

Die Monate August und September 1937 hatten insgesamt -eine

Klärung der Fronten gebracht, und die Entwicklung war stark vorwärts

gedrängt worden. Dann aber ging das Jahr zu Eüde, ohne: daß von der

britischen Regierung etwas geschah. Gerüchte behaupteten sogar, sie

habe den Peel-Plan stillschweigend fallengelassen.- Um Gewißheit zu

schaffen, entschloß sie sich endlich um die Jahreswende zu einer erneuten

Klarlegung ihrer Palästina--Politik und kündigte zugleich die 4ntsendung
einer weiteren Kommission nach Palästina an, was schon der Peel
Bericht angeregt hatte und wovon seither mehrfach die Rede war.

Am 4. Januar 1938 wurde ein das Datum des 23. Dezember 1937 tra-

gendes Schreiben des Kolonialstaatssekretärs an den Hohen Kommissar

in Palästina als Weißbuch veröffentlicht 89), das die Periode einleitet, in

welcher nun das Palästina-Problem seiner Lö,5ung zugeführt werden soll.

In diesem Schreiben wird&apos;, erklärt, die britische Regierung, habe s. Zt.

zwar den Plan der Peel-Kommission in seinen großen Linien angenom-

men, sie sei aber nicht auf ihn bzw. seine Einzelvorschläge festgelegt.

88) Es stehen nur Zeitungsnachrichten zur Verfügung, etwa Times vom 8. und io.

September 1937, Ternps -vom g. und 12. September 1937; einen fragmentarischen Bericht

bringt Correspondance d&apos;Orient 30. Jg., Ncl 478, S. 447 ff

89) Cmd. 5634: Policy in Palestine..Vgl. auch Times vom 5. Jan. 1938 und Corre-

spondance d&apos;Orient 31. Jg., NO 481, S. 32ff.
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Das gelte insbesondere für die Frage einer etwaigen Verpflanzung derim
jüdischen Gebiet wohnenden Araber in das künftige arabische. Es sei

notwendig, weitere Untersuchungen zwecks Herausarbeitung eines ge
nauen, in die Einzelheiten gehenden Plans anzustellen. Daher werde eine
neue Kommission ernannt werden, die die, Aufgabe erhalte, Vorschläge
für einen detaillierten Teilungsplan zu machen, die vorläufigen Grenzen

I

für die drei Gebiete zu entwerfen sowie die verschiedenen finanziellen
.und wirtschaftlichen Fragen zu prüfen, welche die Teilung mit sich
bringe. Es handle sich um eine technische Kommission, welche die tat-
sächlichen Unterlagen zu beschaffen und die,praktischen Möglichkeiten
zur Durchführung des Teilungsplans zu erörtern habe. Und in den Auf-
tragsriChtlinien für die Kommission ist gesagt, sie habe bei ihren Unter-
suchungen von dem Teilu&apos;ngsplan., den ihre Vorgängerin aufgestellt habe,
auszugehen, es stehe ihr jedoch&apos;frei, Abweichungen-hiervon anzuregen,
vor allem in Bezug auf die Grenzziehung für das vorgesehene Rest-
mandat.

- Vergegenwärtigt man sich den Gesamteindruck, den dieses Weiß-
buch macht, so kann&apos;kein Zweifel sein, daß die britische Regierung ihre

ursprünglich dem Peel-Plan gegenüber eingenommene positive Haltung
abgeschwächt hat. Sie &apos;bezeichnet ihn: an einer Stelle nur als Versuchs-
vorschlag. &apos;Sie sieht für die technische Kommission eine Arbeit von

-vielen Monaten- voraus, und es werde vermutlich auch eine geraume Zeit

vergehen, bis nach der endgültigen Zustimmung des Völkerbundsrats
das neue Regime in allen drei Gebietsteilen, errichtet sei. Es sei klar; daß,
die ganze nächste Zeit nur eine solche der Erforschung der Möglichkeiten
sei.

Trotz mehrfachem Drängen in Parlament und Presse hat die Bildung
der technischen Kommission sichlbis zum März dieses Jahres verzögert 90).
Erst Ende April hat sie. England verlassen. Es wird jedenfalls noch

langer Bemühungen und viel guten Willens von allen Seiten bedürfen,
bis das Werk-der Befriedigung Palästinas vollendet ist.

-(Abgeschlossen am, 1. 5- 1938.)

9&apos;) 332 H. C. D2b. 5 s., SP- 731? f-
: Times vom i. März 1938--
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